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VOR-GELESEN 
VON ???

 D
ie Basis der SPD hat 
für die Neuaufl age der 
Großen Koalition ge-
stimmt. Das »Weiter-
so!« nach Merkel-Art 

ist nun garantiert. Nur ein Bei-
spiel: Obwohl Reformen im Ge-
sundheitswesen absolut notwen-
dig sind, wollen Union und SPD 
nur 8.000 neue Stellen in der 
Pfl ege schaffen. Aber Kliniken 
und Alteneinrichtungen brauchen 

dringend 140.000 weitere Pfl egerin-
nen und Pfl eger. Die verbleibende 
große Lücke muss dringend gefüllt 
werden, indem nicht an den Symp-
tomen geschraubt, sondern die At-
traktivität des Berufs erhöht wird. 
Der Parteivorstand hat im Februar 
daher beschlossen, eine Kampagne 
zum Stopp des Pfl egenotstandes be-
schlossen. Mehr dazu ab Seite 6.
In diesem Jahr hat DIE LINKE den 
Clara-Zetkin-Preis an die Kämpferin-
nen von TAJÊ, den yezidischen Frau-
enräten, verliehen. Sie machen sich 
für die Überwindung patriarchaler 
Strukturen in der jezidischen Gesell-
schaft stark. Auch die Ärztin Kristina 
Hänel wurde ausgezeichnet. Sie wur-
de im November 2017 zu einer Geld-
strafe verurteilt, weil sie auf ihrer 
Website Informationen zu Schwan-
gerschaftsabbrüchen veröffentlicht 
hat. Mehr über die Preisverleihung 
auf Seite 10. 

INHALT

DISPUT 04/2018

VOR-GELESEN VON 
THOMAS LOHMEIER

JEDEN MONAT
AUS DEM HAUS 5
PRESSEDIENST 24
DAS KLEINE BLABLA 25
FEUILLETON 27
NEU IM KINO 29
KULTUR 30
APRILKOLUMNE 31

PARTEI IN BEWEGUNG
Zwei Regionalforen haben 
stattgefunden, vier folgen 4 

PFLEGENOTSTAND
Warum der Pfl egeaufstand kommen 
muss 6
Für das Gesundheitswesen ist die 
Große Koalition fatal 8

CLAR A-ZETKIN -PREIS
Frauenengagement, das ein klares 
Zeichen setzt 10

WAS UND WIE
MieterInnenproteste in 
Berlin-Neukölln 12

STADTPOLITIK
Die Revitalisierung alter Gemeinden 14

BUNDESWEHR
Hohe Kosten, viel Verschwendung 16

ANDERS ARBEITEN
Interview mit der Soziologin 
Nicole Mayer-Ahuja 18

BAYERN
DIE LINKE beim politischen 
Aschermittwoch 20

KONFERENZ
Der Epochenbruch 21

EUROPA 
Wie die EU erneuerbare Energien 
bremst 22

BERLINALE
Filme spiegeln linke Debatten 26

VOR 50 JAHREN
Der Mord an Martin Luther King 28

Foto: DIE LINKE

Während sich die TAJÊ-Frauen-
räte für Frieden engagieren, be-
schloss die Bundesregierung, den 
Etat der Bundeswehr zu erhöhen. 
Noch mehr Geld soll in die Rüs-
tung fl ießen. Dabei brauchen wir 
Abrüstung, fordert Matthias Höhn 
auf Seite 16. Das Geld wird an an-
deren Stellen viel dringender ge-
braucht — zum Beispiel in der Pfl e-
ge.

Thomas Lohmeier ist Leiter des 
Bereichs Medien, Öffentlichkeits-
arbeit, Bürgerdialog in der Bundes-
geschäftsstelle der LINKEN in Berlin
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DISPUT fragt jeden Monat ein Mitglied 
unserer Partei nach dem vollen Ernst im 
richtigen Leben.

FRAGEZEICHEN

Gute Arbeit bedeutet vor allem Anerkennung für die Leistung, die man er-

bringt. In Form eines Lohns, von dem man wirklich leben kann, und zwar 

nicht nur am Existenzminimum. Dass man auch mal in Urlaub fahren oder 

Essen oder ins Kino gehen kann. Dazu gehört, dass sich die Kolleginnen und 

Kollegen gut verstehen und der Chef oder die Chefi n Verständnis hat – dass 

der Umgangston stimmt. Was ist für dich links? Wenn das Interesse der ar-

beitenden Bevölkerung gewahrt wird und die arbeitenden Menschen ernst 

genommen werden. Die politischen Entscheidungen müssen im Interesse der 

Lohnabhängigen getroffen werden. Was hat dich in letzter Zeit am meisten 
überrascht? Dass Martin Schulz nicht Außenminister wird. Dass er so unter 

Druck gesetzt worden ist. Was regt dich auf? Mich regt auf, dass du in unse-

rem Land nicht krank werden darfst, wenn du wenig verdienst. Ich habe eine 

Kollegin, sie hat Brustkrebs und bekommt ein Krankengeld von 860 Euro im 

Monat. Sie muss erst einmal 226 Euro Eigenbeteiligung für die Fahrt zur Be-

strahlung zahlen, bevor die Krankenkasse sie von der Zuzahlung befreit. Weil 

sie sich das nicht leisten kann, muss sie mit der Straßenbahn fahren. Die so-

ziale Kälte und Ungerechtigkeit in diesem Land regen mich auf. Dass wenige 

Milliarden haben und Millionen nichts. Wovon träumst du? Dass sich die po-

litische Situation so ändert, dass nicht mehr hunderttausende Menschen auf 

der Straße schlafen müssen und es keine Armut mehr gibt. Dann gibt es auch 

weniger Verbrechen. Ganz wichtig: Ich träume davon, dass es Frieden auf der 

Welt gibt. Wann fühlst du dich gut? Wenn die Sonne scheint und ich mit ganz 

lieben Menschen zusammen bin. Und wenn ich politisch und sozial etwas er-

reicht habe. Wovor hast du Angst? Vor dem D ritten Weltkrieg. Wie lautet 
dein Lebensmotto? Immer wieder aufstehen, immer wieder weitermachen.

Petra Vogel, Jahrgang 1957, ist Gebäudereinigerin in Bochum. Sie ist mit ganzem Herzen Gewerk-
schafterin und aktiv in der IG Bauen-Agrar-Umwelt und ehrenamtliche Richterin am Arbeitsgericht.

Petra, was 
ist für dich 
gute Arbeit?

Foto: Rolf van Raden
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LINKER FAHRPLAN

Regionalforen
Die Diskussion über die strategische Ausrichtung der LINKEN in den 
kommenden Jahren hat begonnen 

 Die neue alte Große Koalition 
wird fortgesetzt. DIE LINKE 
wird eine starke soziale Op-

position sein. Was sind die Aufga-
ben, die Themen, die Kampagnen, 
die wir uns jetzt vornehmen? DIE 
LINKE hat Stimmen bei der Bundes-

Programm

Sonnabend, 17. März 2018 
Hannover

Chéz Heinz, Liepmannstraße 7B 
30453 Hannover 

Sonntag, 18. März 2018 
Erfurt 
Stadtgarten Erfurt 
Dalbergsweg 2a, 99084 Erfurt 

Sonntag, 22. April 2018 
Essen 

ChorForum Essen 
Fischerstraße 2- 4, 45128 Essen 

Sonnabend, 28. April 2018 
Berlin

Sharehaus Refugio 
Lenaustraße 3- 4, 12047 Berlin

Programm der Foren
•11.00 bis 13.30 Uhr: Austausch 
zur politischen Lage und Heraus-
forderungen der LINKEN 
(Input, Diskussion im Plenum 
und in Arbeitsgruppen)

•14.00 bis 15.30 Uhr: 
Wen wollen wir ansprechen und 
wie? Zur Frage von Klassen und 
linken Milieus

•15.45 bis 17.00 Uhr: Partei in Be-
wegung – Welche LINKE 
wollen wir? Wie soll die Partei 
aussehen, in der wir gern 
mitmachen? Wie wollen wir 
Politik machen?
Für Getränke und Snacks ist 
gesorgt. Es gibt auf allen 
Regionalforen eine 
Kinderbetreuung.

tagswahl hinzugewonnen und vie-
le neue, vor allem junge Mitglieder 
sind eingetreten. Seit der Bundes-
tagswahl werden einige Fragen in 
der Partei engagiert diskutiert: Wo 
haben wir hinzugewonnen, wo ver-
loren und wie werden wir mehr? 
Was können wir tun, um dem gesell-
schaftlichen Rechtsruck entgegen 
zu wirken und wie können wir un-
sere Vorstellungen von einer solida-
rischen Einwanderungsgesellschaft 
konkretisieren? Welche gesellschaft-
lichen Gruppen, Klassen, welche Kli-
entel sprechen wir an? Und was be-
deutet das für die LINKE Arbeit vor 
Ort?

Auf den ersten Regionalforen in 
München und Mannheim haben Ge-
nossinnen und Genossen diese Fra-
gen bereits mit großer Leidenschaft 
diskutiert. Mit dabei waren Mitglie-
der des Parteivorstands und die Par-
teivorsitzenden. Sie werden auch an 
den kommenden Regionalforen teil-
nehmen. 

Mehr als 150 Genossinnen und Genossen sind nach München gekommen, um über 

Zukunftsfragen zu diskutieren. Darunter viele neue Mitglieder Foto: Lars Peters
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 K
napp ein halbes Jahr nach 
der Bundestagswahl sind 
die Würfel nun gefallen: 
Deutschland bekommt — 
wieder einmal — eine Gro-

ße Koalition. Die Begeisterung dafür 
hält sich in Grenzen. Weder strahlen 
SPD, CDU und CSU besondere Zuver-
sicht aus, noch hat die »GroKo« in der 
Bevölkerung viele Fans, nur jede und 
jeder Zweite fi ndet sie eine gute Idee.
Die SPD hat bei den Bundestagswah-
len das schlechteste Ergebnis in ih-
rer Geschichte eingefahren. Vor dem 
Mitgliederentscheid stürzte die Partei 
weiter ab. Zeit, die Notbremse zu zie-
hen und eingefahrene Pfade zu ver-
lassen – möchte man meinen. Doch 
weder inhaltlich noch personell wagt 
sich die SPD zurück zu ihren Wur-
zeln. Im Gegenteil: Sie sitzt ein weite-
res Mal als Juniorpartnerin mit Bun-
deskanzlerin Angela Merkel auf der 
Regierungsbank, dieses Mal mit da-
bei ist auch der selbsternannte Hei-
matschutzminister Horst Seehofer. 
Mit Olaf Scholz wird ein Vertreter der 
»Schwarzen Null« künftig das Finanz-
ministerium leiten.
Dabei sollte der Blick in die europä-
ischen Nachbarländer Warnung ge-
nug sein. In Österreich führte die jahr-
zehntelange Politik der großen Koa-
litionen zu einem Bündnis der »Lis-
te Kurz« mit der rechtspopulistischen 
FPÖ. Die französische Sozialdemokra-
tie hat bei den Parlamentswahlen im 
vergangenen Juni 5,2 Prozent erhal-
ten. Und die italienischen Sozialdemo-
kraten haben bei den Parlamentswah-
len Anfang März eine schwere Nieder-
lage erlitten und erreichten nicht ein-
mal 20 Prozent der Stimmen. Solange 
die Sozialdemokratie keine glaubwür-
dige Alternative zum Neoliberalismus 
vertritt, droht ihr ein weiterer Nie-
dergang bei gleichzeitigem Erstarken 
rechtspopulistischer Parteien.
Der Koalitionsvertrag umfasst 177 
Seiten – und doch fi ndet sich dar-
in nicht das, was es bräuchte, um die 
brennenden Probleme in unserer Ge-
sellschaft zu lösen. Dieser Koaliti-

onsvertrag wird nichts daran ändern, 
dass Millionen Menschen in den kom-
menden Jahren in Altersarmut leben, 
weil ihre Löhne zu niedrig sind. Immer 
mehr Menschen fi nden keinen fes-
ten Job und hangeln sich durchs Le-
ben. Während das Hartz-Regime un-
angetastet bleibt, stehen 1,5 Millionen 
Menschen täglich bei den Tafeln in 
der Schlange, um ein paar Lebensmit-
tel zu bekommen. Die Autoindustrie 
diktiert den Regierungsparteien ihre 
Wünsche ins Heft, während die Fein-
staubbelastung unseren Kindern die 
Lungen verpestet. 1,4 Millionen Pfl e-
gerinnen und Pfl eger leisten schlecht 
bezahlte Schwerstarbeit, statt der 
100.000 fehlenden Pfl egekräfte ver-
spricht die Groko lediglich 8.000 zu-
sätzliche. 
Wir fi nden: Es ist Zeit für eine Sozia-
le Offensive für alle. Dem politischen 
Stillstand der Groko wollen wir einen 
gesellschaftlichen Aufbruch entgegen-
setzen. Für Krankenhäuser, die Patien-
tinnen und Patienten nicht noch krän-
ker machen, für mehr Personal gegen 
den Pfl egenotstand. Für Wohnungen, 
in denen wir leben wollen und kön-
nen. Für einen sozial-ökologischen 

Fotos: Erich Wehnert, DIE LINKE

AUS DEM HAUS

HARALD WOLF

Die GroKo 
ist da – 

alles weiter 
wie gehabt?

Umbau der Wirtschaft und der öffent-
lichen Infrastruktur. Für ein Verbot der 
Lieferung von Waffen in alle Welt. Für 
die Wiederherstellung des Asylrechts 
und eine solidarische Einwanderungs-
gesellschaft. 
Wir wollen gemeinsam mehr werden. 
DIE LINKE als Partei in Bewegung: Wir 
wollen mit Euch und engagierten Pfl e-
gekräften und Flüchtlingshilfsorgani-
sationen, mit Mieterinitiativen und Ge-
werkschaftsmitgliedern, mit Klima-Ak-
tivisten und Frauenrechtlerinnen, lin-
ken Sozialdemokraten und Grünen für 
eine gerechte Gesellschaft kämpfen 
und Druck von unten entwickeln. Des-
halb schlagen wir Ratschläge vor, wo 
wir mit anderen beraten, wie wir ge-
meinsam aktiv werden können. Wir ar-
beiten mit Hochdruck an zwei neuen 
Kampagnen für bezahlbares Wohnen 
und gute Pfl ege. 
Alle Menschen, die nicht wollen, dass 
es weiter läuft wie bisher, sind von 
heute an gefragt: Jede und jeder kann 
etwas tun, da, wo er oder sie ist – ob 
man in der Partei aktiv ist oder vor 
Ort mit ein paar Freunden etwas für 
die Umwelt tun will, sich gegen Ras-
sismus engagiert oder für Frauenrech-
te kämpft – es geht darum, jetzt et-
was in Bewegung zu setzen. 
Diese Große Koalition hat jetzt schon 
verloren, weil sie Millionen von Men-
schen im Stich lässt. Als LINKE fi nden 
wir uns damit nicht ab. 
 

Harald Wolf ist kommissarischer 
Bundesgeschäftsführer der LINKEN.
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PFLEGE

Neustart erforderlich
Die Große Koalition wird an den desolaten Bedingungen für hilfsbedürftige SeniorInnen und 
Beschäftigte nichts ändern. Es braucht einen echten Pfl egeaufstand VON PIA ZIMMERMANN

 Oft wird gesagt, dass wir Lin-
ke immer so lange suchen, bis 
wir etwas kritisieren können. 

Doch ganz ehrlich: Ich würde in der 
Pfl egepolitik sehr gern etwas fi nden, 
was gut gelungen ist. Der Koalitions-
vertrag von Union und SPD ist es aber 
leider wieder nicht, obwohl dort viel 
und Vielversprechendes steht. Zum 

Beispiel: »Wir werden die Arbeitsbe-
dingungen und die Bezahlung in der 
Pfl ege spürbar verbessern.« Das klingt 
gut. Das fordern wir und viele Pfl ege-
kenner schon lange. Wir haben aller-
dings auch klar gesagt, was das hei-
ßen soll. Nämlich ein Mindestgehalt 
von 3000 Euro brutto für Fachkräf-
te in der Altenpfl ege und ein Pfl ege-

mindestlohn für Pfl egehilfskräfte von 
14,50 Euro in der Stunde, ohne Unter-
schiede in Ost und West. Das fi nden 
wir angemessen. Was die Koalitionäre 
angemessen fi nden, steht leider nicht 
im Koalitionsvertrag. 

Die im Vertragsentwurf einzig kon-
kret genannte Zahl sind 8.000 zusätz-
lich geplante Fachkraftstellen für die 

Auch bei den Aktio-

nen der LINKEN zum 

Internationalen Frau-

entag 2018 spielte 

die Lage der Beschäf-

tigten und PatientIn-

nen in der Pfl ege eine 

große Rolle. Im Vor-

feld der Pfl egekampa-

gne 2018 fanden bun-

desweit rund 500 Ak-

tionen und Veranstal-

tungen zum 8. März 

statt. DIE LINKE for-

dert 100.000 zusätz-

liche Pfl egekräfte für 

die Krankenhäuser 

und 40.000 zusätzli-

che Pfl egekräfte für 

die Altenpfl ege. 
Foto: Michael Breyer 
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Bei einer Online-Erhebung unter Pfl egekräften aus Allgemeinkrankenhäusern 
gaben neun von zehn Befragten an, dass sie glauben, unter den gegebenen 
Arbeitsbedingungen würden immer weniger Menschen einen Beruf in der 
Krankenpfl ege ergreifen. 
Ein Teufelskreis: Der bestehende Personalmangel führt zu schlechteren Ar-
beitsbedingungen. Die führen dazu, dass immer weniger Menschen einen 
Pfl egeberuf ergreifen. Der Personalnotstand verschärft sich auf Dauer selbst.

medizinische Behandlungspfl ege in 
Pfl egeeinrichtungen. Bleibt nur die 
Frage, welche tatsächliche Unterstüt-
zung diese zusätzlichen Fachkraftstel-
len leisten können, denn umgerechnet 
auf die Anzahl der Einrichtungen blei-
ben nur 0,6 Stellen pro Einrichtung. 
Und woher sollen eigentlich diese zu-
sätzlichen Kräfte kommen, wenn völ-
lig unklar bleibt, wie sich Bezahlung 
und Arbeitsbedingungen der Pfl ege-
kräfte sofort verbessern sollen? Es 
verwundert nicht, dass eine Stelle in 
der Altenpfl ege derzeit durchschnitt-
lich 171 Tage unbesetzt bleibt. 

Die medizinische Behandlungspfl e-
ge in Pfl egeheimen wird nicht von den 
Krankenkassen fi nanziert, sondern 
auf die Pfl egesätze umgelegt. Da spa-
ren die Krankenkassen zwar ordent-
lich – doch die Pfl ege wird teurer. 
Weil die Pfl egeversicherung nur ei-
nen Teil der Kosten übernimmt, müs-
sen sich die Menschen mit Pfl egebe-
darf an den Kosten beteiligen. Wenn 
die 8.000 neuen Fachpfl egekräfte in 
den Pfl egeheimen nun von den Kran-
kenkassen fi nanziert werden, ist das 
also zu begrüßen. 

Fehler im System 

Eine wirksame Entlastung ist das je-
doch nicht. Denn die Zuzahlungen 
zu Pfl egeheimplätzen sind schon seit 
Jahren enorm hoch — und steigen 
im Moment in vielen Einrichtungen 
drastisch an. Von einem Monat zum 
anderen wird derzeit in vielen Pfl e-
geeinrichtungen in Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen-Anhalt derselbe Heimplatz plötz-
lich 500 bis 700 Euro teurer, ohne dass 
sich die Leistung verbessert. Begrün-
det wird dies oft mit höherer tarifl i-
cher Bezahlung der Pfl egekräfte. 

In Wahrheit jedoch liegt der Feh-
ler im System. Weil die Pfl egeversiche-

Würden Sie 
einen 
Pfl egeberuf 
ergreifen?

DIE LINKE macht Druck für 
gute Pfl ege – denn Bewohne-
rInnen von Einrichtungen, 
PatientInnen in Kliniken und 
die Beschäftigten brauchen 
bessere Bedingungen. 
Mit unserer Pfl egekampagne 
kämpfen wir für:
■ eine bedarfsgerechte ge-
setzliche Personalbemessung 
in Kliniken;
■ 100.000 zusätzliche Pfl ege-
kräfte in Kliniken, 40.000 zu-
sätzliche Pfl egekräfte für ei-
ne menschenwürdige Alten-
pfl ege;
■ die Anhebung des Pfl ege-
mindestlohns auf 14 Euro.
Bei der Kreisvorsitzenden- 
und Aktionskonferenz am 
14./15. April 2018 in Heidel-
berg wird die Kampagnenpla-
nung vorgestellt. Der Auftakt 
ist ab dem 12. Mai 2018. 
Interessierte können sich jetzt 
schon in den Kampagnenver-
teiler aufnehmen lassen unter: 
linksaktiv@die-linke.de

Die Pfl egekampagne

rung so ausgestaltet ist, dass alle Kos-
tensteigerungen direkt auf die Men-
schen mit Pfl egebedarf umgelegt wer-
den können. 

Der Pfl egenotstand in Deutschland 
hat viele Gesichter. Die meist sehr al-
ten Menschen mit Pfl egebedarf leiden 
unter dem Zeitdruck ihrer Pfl egerin-
nen und Pfl eger und der hohen Fluk-
tuation in den Pfl egeberufen. Oft schä-
men sie sich, ihre Angehörigen zu be-
lasten. Die Angehörigen wiederum 
müssen trotz aller Unterstützungsan-
gebote meist allein entscheiden, ob 
sie sich selbst um Eltern oder Part-
ner kümmern oder ob sie eine profes-
sionelle Versorgung organisieren. Die 
Pfl egekräfte betrifft der Notstand ganz 
konkret. Sie müssen die Arbeit für die 
Kolleginnen und Kollegen, die fehlen 
oder krank sind, mit übernehmen. 
Und das tun sie auch. Weil es sonst 
niemand macht. 

Dass es so nicht weitergehen kann, 
wissen alle. Aber der Schalter wird 
auch im Koalitionsvertrag nicht in 
Richtung menschenwürdige Pflege 
umgelegt. Ungeachtet aller Vorschlä-
ge von Pfl egeexperten. 

Ich wünsche mir als Reaktion auf 
diese Zumutung im Koalitionsvertrag 
einen echten Pfl egeaufstand der Pfl e-
gekräfte und der Familien mit Pfl e-
gebedarf. Es gibt viele Wege, sich zu 
wehren und ich möchte das gerne 
unterstützen. Es muss laut werden – 
nicht für kleine Verbesserungen, son-
dern einen solidarischen Neustart. 

Pia Zimmermann ist pfl egepolitische 
Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag
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PFLEGE

Kein frischer Wind
Der Koalitionsvertrag von Union und SPD atmet die Abluft des kleinsten gemeinsamen 
Nenners. Gerade für das Gesundheitswesen ist das fatal VON HARALD WEINBERG

 Die Herausforderungen in der 
Gesundheits- und Pfl egepoli-
tik sind groß. Gerade deshalb 

sind die Koalitionsvereinbarungen 
in diesem Bereich eine herbe Enttäu-
schung. Ein sozialer Aufbruch wä-
re dringend notwendig, um Pfl ege-
notstand, Zwei-Klassen-Medizin und 
Kommerzialisierung im Gesundheits-
wesen zu überwinden. Statt frischem 
Wind atmen aber fast alle Vereinba-
rungen und Formulierungen die Ab-
luft des kleinsten gemeinsamen Nen-
ners. Nur dort, wo durch gewerk-
schaftliche Auseinandersetzungen 
oder öffentliche Skandale politischer 
Druck entstanden ist, reagieren Uni-
on und SPD etwas beherzter. 

In der Krankenversicherung blei-
ben Zwei-Klassen-Medizin und wirt-
schaftlicher Wettbewerb erhalten. 
Von den vollmundigen Ankündigun-
gen der SPD zur Bürgerversicherung 
ist praktisch nichts übrig geblieben. 
Einmal mehr ist die SPD hier als Tiger 
gesprungen und als Bettvorleger der 
Union gelandet. Eine gerechte und so-
lidarische Finanzierung des Gesund-

heitssystems ist nur gegen CDU/CSU, 
und nicht mit ihnen möglich. 

Die Rückkehr zur paritätischen 
Finanzierung der Krankenversiche-
rung ist ein guter und dringend not-
wendiger Schritt. Aber selbst hier 
konnte sich die SPD nicht konse-
quent durchsetzen. Die Zusatzbeiträ-
ge sollen bestehen bleiben, jetzt aber 
nicht mehr allein von den Versicher-
ten, sondern paritätisch bezahlt wer-
den. Viel sinnvoller wäre es, die Zu-
satzbeiträge abzuschaffen und damit 
den schädlichen Wettbewerb zwi-
schen den Krankenkassen zu ent-
schärfen. Letztlich werden natürlich 
auch nicht alle Kosten paritätisch ge-
tragen, denn die unsozialen Zuzah-
lungen bleiben bestehen.

Im Pfl egebereich zeigt sich die 
Große Koalition selbstgefällig zufrie-
den mit ihren Reformen der letzten 
Jahre. Damit erklärt sie einen wirk-
lichen Kurswechsel für überfl üssig 
und nimmt weder den Pfl egenotstand 
noch das Recht auf menschenwürdi-
ge Pfl ege ernst. Entsprechend verhar-
ren die Maßnahmen in Einzelschrit-

ten oder im Diffusen. Dies durch-
zieht viele Bereiche der Pfl ege: 8.000 
zusätzliche medizinische Fachkräfte 
in Pfl egeeinrichtungen sind nicht mal 
eine Vollzeitstelle je Einrichtung bei 
13.000 Pfl egeheimen bundesweit. Ei-
ne verbindliche Personalbemessung 
wird weiter auf die lange Bank ge-
schoben. Doch die Arbeits- und Ver-
sorgungsbedingungen müssen sich 
sofort verbessern.

Ein Bekenntnis zu allgemeinver-
bindlicher tariflicher Bezahlung 
fehlt. Zwar soll der Pfl egemindest-
lohn im Osten endlich auf das West-
niveau angehoben werden, doch über 
eine generelle, wertschätzende Anhe-
bung im Bundesgebiet – kein Wort.

Damit die Erhöhung der (Mindest-) 
Einkommen nicht von den Menschen 
mit Pfl egebedarf gezahlt werden müs-
sen, bräuchte es ein klares Bekennt-
nis zur Deckelung der Zuzahlungen. 
Aber auch hier: Fehlanzeige. Da-
bei sind die Zuzahlungen zu Pfl ege-
heimplätzen schon seit Jahren enorm 
hoch, und steigen aktuell in vielen 
Einrichtungen drastisch an.
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Überhaupt sind alle Finanzierungs-
fragen unklar. Die Pfl egeversicherung 
bleibt eine Teilleistungsversicherung 
mit steigenden Eigenanteilen der Be-
troffenen. Pfl egevollversicherung und 
solidarische Pfl egeversicherung blei-
ben ausgeblendet. 

Bewegung in 
Krankenhäusern 

Ein im Kern positives Vorhaben sticht 
heraus: Eine gesetzliche Personalbe-
messung (»Personaluntergrenze«) soll 
für alle bettenführenden Bereiche der 
Krankenhäuser festgelegt werden. 
Das ist ein längst überfälliger Schritt, 
für den wir uns seit vielen Jahren ein-
setzen. Allerdings sind mit der Erar-
beitung die Deutsche Krankenhaus-
gesellschaft und der Spitzenverband 
der Krankenkassen beauftragt. Damit 
wird der Bock zum Gärtner gemacht, 
denn beide Verbände lehnen solche 
Personalvorgaben ab. 

In diesem Zusammenhang ist das 
Eingeständnis der Koalitionäre er-

Bereits im vergangenen Novem-
ber hat die Linksfraktion den 
Kampf gegen den Pflegenot-
stand im Bundestag mit zwei 
Anträgen wieder auf die Tages-
ordnung gesetzt: »Wahlkampf-
versprechen erfüllen – Verbind-
liche Personalbemessung in 
den Krankenhäusern durchset-
zen« (Drucksache 19/30) und 
»Sofortprogramm gegen den 
Pfl egenotstand in der Altenpfl e-
ge« (Drucksache 19/79). Die 
öffentliche Anhörung zu diesen 
Anträgen wurde zuerst von Uni-
on und SPD blockiert und fi ndet 
jetzt am 18. April statt. 

freulich, dass das System der Fall-
pauschalen zur Finanzierung der 
Krankenhäuser ein Holzweg ist. Die 
Ankündigung, die Personalkosten 
für Pfl egekräfte jenseits der Fallpau-
schalen zu fi nanzieren, ist ein richti-
ger Schritt und muss auf alle Berufs-
gruppen im Krankenhaus ausgewei-
tet werden. Aber festzuhalten bleibt: 
Der Einstieg in den Ausstieg aus dem 
Irrsinn der Fallpauschalen ist ge-
plant. Diese Entwicklung ist einzig 
und allein den Kämpfen und Streiks 
der Pfl egekräfte zu verdanken. Der 
Druck muss weiter hochgehalten 
werden, wenn sich tatsächlich am 
Pfl egenotstand in den Krankenhäu-
sern etwas ändern soll. 

Fazit: Im Koalitionsvertrag fi ndet 
sich viel Schatten, wenig Licht, und 
daraus ergibt sich die Notwendig-
keit, weiter zu kämpfen. Weitere lich-
te Momente der Vereinbarung sind 
überschaubar: Vielversprechend le-
sen sich die Vereinbarungen zur Not-
fallversorgung und der Plan, die sek-
torenübergreifende Versorgung aus-
zubauen. Wir begrüßen ausdrücklich 
das geplante Verbot des Versandhan-
dels mit rezeptpfl ichtigen Arzneimit-
teln. Die Abschaffung von Schulgeld 
für die Ausbildung in Gesundheits-
fachberufen ist längst überfällig. Bei 
alledem bleibt aber abzuwarten, wie 
viel von diesen Absichtserklärungen 
tatsächlich umgesetzt wird. 

Vergeblich sucht man im Koali-
tionsvertrag auch nach Initiativen 
für mehr gesundheitliche Chancen-
gleichheit und gegen die unterschied-
liche Lebenserwartung von Arm und 
Reich. Es gibt auch keine Ideen, wie 
mit den explodierenden Preisen bei 
neuen Arzneimitteln umgegangen 
oder die fl ächendeckende Hebam-
menversorgung gesichert werden 
soll. Um diesen Zielen näher zu kom-
men, müsste wirtschaftlichem Wett-
bewerb, Kommerzialisierung und 
Profi tmacherei in Gesundheit und 
Pfl ege konsequent der Kampf ange-
sagt werden. Doch die Koalitionäre 
orientieren sich kaum am Allgemein-

wohl, sondern an den Interessen von 
Gutverdienern und Großkonzernen. 
Konsequenterweise beinhaltet die 
Vereinbarung daher auch keine Ini-
tiativen gegen Korruption oder zum 
Schutz von Whistleblowern im Ge-
sundheitssystem. 

Die Auswahl des neuen Gesund-
heitsministers unterstreicht die ge-
samte Orientierung noch einmal. Der 
zukünftige Gesundheitsminister Jens 
Spahn ist nicht nur als marktradika-
ler Hardliner, sondern auch als Phar-
malobbyist bekannt. Alle Verbesse-
rungen – auch die kleinsten – wer-
den also nicht von ihm, sondern ge-
gen ihn durchgesetzt werden müssen.

Aus all diesen Gründen wird DIE 
LINKE in den nächsten Jahren für ei-
ne soziale Offensive in der Gesund-
heits- und Pfl egepolitik streiten und 
die Stimme der sozialen Opposition 
sein. Wir werden weiterhin dazu bei-
tragen, dass Pfl egekräfte und Pfl ege-
bedürftige aus dem Pfl egenotstand ei-
nen Pfl egeaufstand machen.

Harald Weinberg ist gesundheits-
politischer Sprecher der Linksfraktion 
im Bundestag

Wirtschaftlicher Druck führt zu Einschränkungen 
in der Patientenversorgung

88%
weniger
Zuwendung

weniger
Hygiene

weniger
Pfl ege28% 82%
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Es wurde ganz still bei der Clara-
Zetkin-Preisverleihung im Südblock 
in Berlin-Kreuzberg, als Sabrina 
Maar etwas aus ihrem Programm 
vortrug: »Es gab da diese Frau, die 
wollte gerne reden. Sie wollte im-
mer reden, aber wir hatten kei-
ne Zeit. Sie war der erste Mensch, 
den ich habe sterben sehen.« 

Sabrina Maar arbeitet in der Pfl ege. 
Manchmal träumt sie von einer Stel-
le in einem anderen Land mit besse-
ren Bedingungen in der Pfl ege. Aber 
eigentlich will sie nicht weggehen. Sie 
will, dass es hier besser wird. Des-
halb steht sie auf der Bühne. Sabrina 
Maar gehört zu CareSlam. Dieses Pro-
jekt hat ihre Kollegin Yvonne Falckner 

2015 gegründet – eine Mischung 
aus Poetry Slam und ScienceSlam. 
Beim ersten wird Poesie vorgetra-
gen, beim zweiten Wissenschaft 
für Laien aufbereitet. CareSlam 
verbindet beides und klärt über die 
Verhältnisse in der Pfl ege auf. »Es 
ist wichtig, etwas zu verändern«, 
sagt CareSlamerin Esma Özdemir

FEMINISMUS

Der Kampf geht weiter
DIE LINKE ehrt die Gießener Ärztin Kristina Hänel und die yezidischen Frauenräte TAJÊ 
mit dem Clara-Zetkin-Preis 2018 VON ANJA KRÜGER

 Der Jubel ist groß, als die Ärztin 
Kristina Hänel auf die Bühne 
im Südblock in Berlin-Kreuz-

berg tritt. Gerade hat die stellvertre-
tende Parteivorsitzende Caren Lay 
verkündet, dass die Jury des Clara-
Zetkin-Frauenpreises der Gynäkolo-
gin die diesjährige Auszeichnung ver-
liehen hat. »Ich freue mich total«, sagt 
Kristina Hänel und strahlt. 

DIE LINKE hat in diesem Jahr zum 
achten Mal den Clara-Zetkin-Frauen-
preis vergeben. Damit werden Per-
sönlichkeiten oder Projekte geehrt, 
die sich besonders gegen Diskrimi-
nierung und für die Selbstbestim-
mung von Frauen verdient machen. 
Die Preisverleihung fi ndet jährlich 
um den 8. März statt, dieses Mal am 
Wochenende vor dem Internationa-
len Frauentag. »Wir wollen mit dem 
Preis Frauen sichtbar machen«, sagt 

Pfl ege auf 
der Bühne
Esma Özdemir, Sabrina 
Maar und Yvonne Falkner 
von »CareSlam« sprechen 
über ihren Alltag

Caren Lay, die auch stellvertreten-
de Vorsitzende der Linksfraktion im 
Bundestag ist. »Noch immer ist die 
Arbeit von Frauen unsichtbar.« Das 
gelte auch noch 100 Jahre nach Ein-
führung des Frauenwahlrechts. »Wir 
werden weiterkämpfen, die Abschaf-
fung von Patriarchat, Sexismus und 
Homophobie bleibt unser Ziel«, ver-
spricht sie.

Protest angekurbelt

Im November hat das Amtsgericht 
Gießen die Ärztin Kristina Hänel zu 
einer Geldstrafe von 6.000 Euro ver-
urteilt. Ihr Vergehen: Sie hat auf der 
Homepage ihrer Praxis über Abtrei-
bung informiert. Deshalb war die 
61-Jährige wegen Verstoßes gegen 
den Paragrafen 219a angezeigt wor-

den, der Werbung für Abtreibung un-
ter Strafe stellt. Im Gegensatz zu an-
deren angezeigten Medizinerinnen 
und Medizinern hat Kristina Hänel 
die Strafe nicht schweigend gezahlt, 
sondern ist in die Öffentlichkeit ge-
gangen. Sie hat eine Petition gegen 
den Paragrafen 219a initiiert. 

»Kristina Hänel hat mit ihrem Wi-
derstand und ihrer Petition erreicht, 
dass eine Protestwelle für die Selbst-
bestimmung von Frauen in Gang ge-
setzt wurde«, so die frauenpoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion 
im Bundestag Cornelia Möhring in 
ihrer Laudatio. »Eine Protestwelle, 
die inzwischen auch den Bundestag 
erreicht hat und die noch nicht vor-
bei ist. Die erreicht hat, das hierzu-
lande endlich wieder über das The-
ma Schwangerschaftsabbruch dis-
kutiert wird.« DIE LINKE, aber auch 

Fotos: Michel A. Dickler
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Grüne und FDP haben im Bundestag 
einen Antrag zur Abschaffung oder 
Entschärfung des Paragrafen 219a 
eingebracht. Die SPD setzt sich dafür 
ein, dass die Abstimmung als Gewis-
sensfrage eingestuft und der Frak-
tionszwang aufgehoben wird. Dann 
gäbe es eine Mehrheit für eine Ge-
setzesänderung.

Sieben nominierte Frauenprojekte 
stellen an diesem Abend ihre Arbeit 
vor. Eines ist das Containerprojekt für 
obdachlose Frauen in Hamburg, das 
die Caritas Hamburg in Zusammenar-
beit mit der Fachhochschule HAW ins 
Leben gerufen hat. Studierende helfen 
den Frauen, die nach einigen Tagen 
wieder aufbrechen oder sogar Jahre 
in den Minihäusern auf dem Campus 
bleiben. »Fünf Plätze stehen explizit 
für Transfrauen zur Verfügung«, be-
richtet Andrea Hniopek, Dozentin an 
der HAW. Wohnungslose Transfrau-
en haben es besonders schwer, Hilfe 
zu fi nden. »Einrichtungen richten sich 
nicht an Menschen, sondern an Frau-
en oder Männer.«

Die Kontaktstelle »Frauen für 
Frauen« in Cottbus gibt es seit 1991. 
Hilfe bei Ämtergängen und Deutsch-
kurse für Frauen und Kinder mit Mi-
grationshintergrund sind nur eini-
ge Angebote. Das Projekt Rosalinde 
in Leipzig ist Anlaufstelle für queere 
Gefl üchtete. Viele von ihnen haben 
auf der Flucht und schon in ihren 
Herkunftsländern Gewalt erfahren. 
Die Mitarbeitenden von Rosalinde 
weisen Wege zur medizinischen oder 
psychotherapeutischen Behandlung. 

Auch Vertreterinnen des ver.di-
Bezirksfrauenrats München, der ei-
nen politischen Frauentreff orga-
nisiert und eine monatliche Radio-
sendung auf die Beine stellt, sind 
nominiert. Ebenso das Frauenor-
chesterprojekt: Unter Leitung der 
Dirigentin und Leiterin des Frank-
furter Archivs Frau und Musik Mary 
Ellen Kitchens spielen die Musike-
rinnen Werke in Vergessenheit gera-
tener Komponistinnen. Ebenso wie 
die drei Pfl egekräfte von CareSlam 

(siehe Kasten) werden die Projekte 
vom Publikum gefeiert.

Gewonnen hat den diesjährigen 
Projektpreis TAJÊ, die 2016 gegrün-
deten Frauenräte der Yezidinnen. Ta-
jê hat den Hauptsitz in Sinjar im Irak. 
Die neun Frauenräte setzen sich für 
den demokratischen Wandel der ye-
zidischen Gesellschaft ein und kämp-
fen gegen Frauenmorde. In Flücht-
lingslagern in Syrien, im Irak und der 
Türkei organisieren sie Bildungsse-
minare und bieten Traumatherapien 
an. TAJÊ unterstützt Frauen, die aus 
der IS-Gefangenschaft befreit wur-
den. Für diese Frauen ist die Rück-
kehr aufgrund des patriarchalen Eh-
renkodex sehr schwer.

»Sie helfen den Frauen nicht nur 
ihre Leiden zu verarbeiten, sondern 
ermöglichen der yezidischen Frau, in 
die Gesellschaft zu treten«, sagt LIN-
KEN-Vorsitzende Katja Kipping in ih-
rer Laudatio. »Die yezidischen Frauen 
von TAJÊ beweisen, dass Sklavinnen 
zu freien Frauen werden können. Und 
freie Frauen können beginnen, eine 
ganze Gesellschaft umzuwerfen.« 

Caren Lay moderierte 

die Preisverleihung. 

Katja Kipping über-

reichte die schöne 

Skulptur der Künstle-

rin Kerstin Grimm an 

Cicek Yildiz und Leyla 

Boran von TAJÊ, den 

yezidischen Frauen-

räten

Hat die Protestwelle 

gegen den Paragrafen 

219a in Gang ge-

bracht: die Frauen-

ärztin Kristina Hänel 

(unten rechts). Links 

daneben: die frauen-

politische Sprecherin 

der Linksfraktion im 

Bundestag Cornelia 

Möhring
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PARTEI

Organisieren und gewinnen
DIE LINKE hat 2017 Modellprojekte in armen Stadtvierteln gestartet. LINKE-Aktive organisieren 
sich gemeinsam mit Anwohnern. Mit Erfolg, wie das Beispiel Neukölln zeigt VON SARAH NAGEL

 Rund zwanzig Leute sind zur 
Unterstützung dabei, als eine 
Mieterin aus dem Neuköllner 

Stadtteil Gropiusstadt im Januar in 
der Bezirksverordnetenversammlung 
im Rathaus Neukölln einen Offenen 
Brief übergibt. Die Mieter und Unter-
stützer haben sich auf der Tribüne 
versammelt, während die Frau zwei 
Fragen stellt. Sie will wissen, wie das 
Bezirksamt die Mieter davor schüt-
zen will, durch immer höhere Mie-
ten verdrängt zu werden. Und was 
dafür getan wird, um die Anwohner 
vor dem Asbest zu schützen, der mut-
maßlich in ihren Wohnungen verbaut 
ist. Die Mieter auf der Tribüne rollen 
ein Transparent aus. »Mietenwucher 
und Asbest ist großer Mist«, steht dar-
auf. Ihr Vermieter will das Haus ener-

getisch sanieren, die meisten Bewoh-
ner sollen deshalb im Monat rund 
170 Euro mehr zahlen. 

Die Antwort des Bezirksamts ist 
ernüchternd, aber immerhin: Bald 
soll eine kostenlose Mieterberatung 
im Viertel eingerichtet werden. Auch 
das war eine der Forderungen der Ini-
tiative. Doch vor allem sorgte die Ak-
tion für Aufmerksamkeit. Der Tages-
spiegel hat berichtet, auch der Fern-
sehsender rbb. Die Initiative trifft 
sich weiter, um die nächsten Schritte 
zu planen. Das Besondere: Sie besteht 
aus Anwohnern und Mitgliedern der 
LINKEN, die gemeinsam für konkre-
te Verbesserungen streiten.

Das passiert nicht nur im Stadtteil 
Gropiusstadt, sondern auch in ande-
ren Städten. 2016 hat der Parteivor-

stand Modellprojekte für Organizing 
in einkommensarmen Stadtvierteln 
beschlossen. Im Frühjahr und Som-
mer 2017 sind sie gestartet. Organi-
zing ist einerseits der englische Be-
griff für organisieren. Er steht gleich-
zeitig für einen Politikansatz, bei dem 
Menschen angesprochen und für ge-
meinsame Aktivitäten gewonnen 
werden — zu Themen, die besonders 
drängen. Welche das sind, kann un-
terschiedlich sein. 

Chance

Häufi g sind es sehr konkrete Proble-
me, die für Anwohner wichtig sind, 
wie Mieterhöhungen, fehlende Kita-
Plätze oder dass eine Buslinie gestri-

Gemeinsamer Kampf gegen 

Mieterhöhungen: LINKE und  

AnwohnerInnen aus dem Stadtteil 

Gropiusstadt im Rathaus 

Berlin-Neukölln 

Foto: Anne Steckner
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chen werden soll. Der erste Schritt 
ist deshalb, ins Gespräch zu kom-
men, um herauszufi nden, was un-
ter den Nägeln brennt. DIE LINKE 
tut das vor allem in Stadtvierteln, 
in denen sich Politiker sonst selten 
blicken lassen. In Nachbarschaften 
mit geringem Durchschnittseinkom-
men haben die Bewohner häufi ger 
mit niedrigen Löhnen, hohen Mieten, 
Hartz IV, Stress und anderen Dingen 
zu kämpfen, die den Alltag zur Zumu-
tung machen. Die Wahlbeteiligung 
liegt niedriger als in reichen Vierteln, 
auch weil oft das Gefühl da ist, dass 
sich an der eigenen Situation sowie-
so nichts bessert. 

Sich gemeinsam zu organisieren 
ist ein Weg, um das zu ändern. Da-
bei muss es nicht bei den konkreten 
Anliegen bleiben. Wenn man sie ge-
meinsam angeht, kommen schnell 
andere politische Themen und Zu-
sammenhänge ins Spiel. Für DIE 
LINKE ist es auch eine Chance, sich 
in Wohnvierteln (wieder) zu veran-
kern, im Alltag präsent zu sein. Oft 
bedeutet organisierende Arbeit auch 
für Mitglieder eine neue Art, Politik 
zu machen. Man kommt mit Men-
schen in Kontakt, denen man noch 
nicht begegnet ist, lernt sich kennen, 
unterstützt sich. 

Mieten-Café

Die Anwohner und LINKE-Mitglie-
der in Neukölln haben sich erst im 
Dezember kennengelernt. Eine Akti-
vengruppe aus dem Bezirksverband 
hatte sich vorab zusammengefunden, 
um im Rahmen des Projekts organi-
sierende Praxis vor Ort auszuprobie-
ren. Ab dem Sommer waren sie an 
Haustüren unterwegs und mit Info-
ständen in Gropiusstadt präsent, um 
mit Anwohnern ins Gespräch zu kom-
men. Das Viertel liegt im südlichen 
Teil von Neukölln, knapp 37.000 Men-
schen leben dort – überwiegend in 
Hochhäusern, die in den 1960er Jah-
ren gebaut wurden. 

Die steigenden Mieten stellten 
sich schnell als Thema heraus, das 
viele Menschen bewegt. Bei einem 
Mieten-Mapping vor dem U-Bahnhof 
konnten Passanten auf einer großen 
Karte der Umgebung markieren, ob 
ihre Miete in letzter Zeit leicht, stark 
oder gar nicht gestiegen ist. Die we-
nigsten konnten von keinerlei Miet-
steigerungen berichten. In manchen 
Fällen hing die Erhöhung mit ener-
getischer Sanierung zusammen. Elf 
Prozent der Sanierungskosten dür-
fen laut Mietrecht auf die monatli-
che Miete draufgeschlagen werden – 
eine gute Möglichkeit für Vermieter, 
die Miete auf einen Schlag kräftig zu 
erhöhen.

Auch im Löwensteinring in Gro-
piusstadt geschieht das gerade. Ein 
Großteil der Häuser ist dort bereits 
saniert – das Haus mit der Mieter-
initiative aber nicht. Nachdem der 
Vermieter kurz vor Weihnachten die 
Modernisierung angekündigt hatte, 
schrieb die LINKE-Gruppe eine Ein-
ladung zum Mieten-Café, um sich bei 
Kaffee und Kuchen auszutauschen. 

Der nächste Schritt war eine Ver-
anstaltung mit Experten, um sich 
über energetische Sanierung zu in-
formieren. Mittlerweile treffen sich 
die Mieter und die Unterstützer re-
gelmäßig, um zu besprechen, wie es 
weitergeht, konkrete Schritte zu pla-
nen, Aufgaben aufzuteilen. Auch an 
den Haustüren waren sie schon ge-
meinsam unterwegs, um mit weite-
ren Nachbarn zu sprechen und Un-
terschriften für den Offenen Brief zu 
sammeln, den sie in der Bezirksver-
ordnetenversammlung übergeben 
haben. 85 Unterschriften sind insge-
samt dafür zusammengekommen, bei 
99 Mietparteien.

Die Sanierung in Gropiusstadt ist 
noch lange nicht abgeschlossen. Das 
beunruhigt viele Mieter. Zu einer In-
formationsveranstaltung zu den Ge-
sundheitsgefahren durch Asbest ka-
men im Februar auch Anwohner aus 
anderen Häusern. Es könnte span-
nend werden in Gropiusstadt. 

WAS
WIE
UND
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STADT UND LAND

Perforierte Gemeinden
Bau auf, bau auf. Reiß ab! Reiß ab! So einfach ist das nicht. DIE LINKE braucht eine Strategie 
für eine neue Raumordnung VON KATALIN GENNBURG

 Bauen, bauen, bauen! schmet-
tert die Hauptstadtpresse an-
gesichts des Stadtwachstums. 

Doch wie sieht es in den Städten und 
Dörfern jenseits der »Metropolen« 
aus? Was, muss man fragen, ist eigent-
lich im wilden Osten los? Da, wo soge-
nannte Protestparteien Traumergeb-
nisse erzielen? Wie hat sich die Regi-
onal- und Strukturentwicklung in den 
ländlichen Regionen seit 1990 gestal-
tet? Was ist aus der strategischen(!) 
Raumplanung geworden, seit Sparpo-
litik, Austeritätspolitik und vielerorts 
Zwangsverwaltung die Städte und Ge-
meinden regieren? 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Städtebau- und Wohnungspolitik ist 
ein Zusammenschluss von fachlich 
Interessierten in und bei der LINKEN. 
Seit zehn Jahren befassen wir uns un-
ter anderem mit Stadtentwicklung, 
Mietenwahnsinn und Kommunalpo-
litik — landauf und landab. Im Janu-
ar 2018 verschlug es uns nach Zeitz, 
in die alte Industriestadt im Länder-
dreieck Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen. Unser Thema: das neue Er-
wachen der Klein- und Mittelstädte im 
Großraum Leipzig.

Bevor Schlagworte wie »Demo-
graphischer Wandel«, »Deindustriali-
sierung und Strukturwandel« zu Be-
schreibungen von Umbrüchen und 
dem Niedergang ganzer Landstriche 
wurden, produzierte die stolze Stadt 
Kinderwagen und Puppenwagen, Zu-
cker, die beliebten Knusperfl ocken 

von Zetti und vieles mehr. Zählte die 
Stadt 1984 noch 43.500 Einwohner, 
sind es heute samt großfl ächiger Ein-
gemeindungen 29.000 Einwohner. 

Die Stadt Zeitz ist das, was die 
Stadtforschung eine »perforierte 
Stadt« nennt. Hier zerfallen nicht ein-
zelne Häuser, sondern ganze Straßen-
züge. Die Stadtstruktur gleicht einem 
löchrigen Gebiss. Dem Leerstand bei-
zukommen, ist schwer. Gemäß dem 
Schlachtruf »Bauen, bauen, bauen!« 
kommt nun der Abgesang »Abriss, Ab-
riss, Abriss«?! So einfach ist es nicht, 
denn Städte sind historisch gewachse-
ne Gebilde, sind in den Raum einge-
schriebene, lesbare Geschichten.

Zerfall

Über die Stadtumbauprogramme der 
1990er Jahre wissen wir heute: Ab-
riss allein macht nicht froh. Niemand 
kann einfach die Seiten aus den ge-
schriebenen Büchern rausreißen und 
Sinnzusammenhänge zerstören. Es 
braucht kluge Konzepte, die integrie-
rend wirken.  

Seit den neunziger Jahren werden 
Förderprogramme in Zeitz und an-
derswo in Anspruch genommen, um 
die städtischen Strukturen zu sichern. 
Immer wieder geht es darum, den Ver-
fall und Abbrüche so zu lenken, dass 
ein erkennbares und Identität stiften-
des Stadtbild erhalten bleibt. In der 
Gründerzeit wurde die Industrie eu-

ropaweit zum Städtebauer, in Zeitz ge-
nauso wie in Berlin, Bochum, Nürn-
berg oder Hamburg. Die Städte wuch-
sen rasant über ihre mittelalterlichen 
Strukturen hinaus. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg blieb Zeitz eine wichtige In-
dustriemetropole der DDR. Dort muss-
te schnell und gut Wohnraum geschaf-
fen werden. So entstand Zeitz-Ost, das, 
was man heute eine Plattenbausied-
lung nennt und was seit Jahrzehnten 
vor allem eines ist: Das Zuhause etli-
cher Menschen in »Hallescher Mono-
lithbauweise« — nicht wie anderswo, 
in »Plattenbaumodulbauweise«. 

Seit 1990 wurden in Zeitz 1.700 
Wohnungen abgerissen. Damit konn-
te der Leerstand von 30 Prozent im 
Jahr 2001 auf 14,8 Prozent im Jahr 
2011 verringert werden. »30 Euro pro 
Quadratmeter kostet idealerweise 
der Rückbau eines Plattenbaus (För-
derung inklusive), und Mengenrabat-
te sind möglich«, erfuhren wir vom 
Stadtplaner persönlich. Wir hörten 
vor Ort, dass »paradiesische Zustän-
de« bei Kinderbetreuung und in Schu-
len herrschen. Grundstücke mit ver-
fallenden Häusern werden als Grün-
fl ächen überplant und so können von 
der Gemeinde europäische Fördermit-
tel für klimafreundliche Maßnahmen 
in Anspruch genommen werden. 

Klingt doch gut: Kinderfreund-
lich und klimaneutral. Dass neben-
an in Leipzig, eine halbe Zugstunde 
von Zeitz entfernt, die Mieten steigen 
und Freiräume knapp werden, treibt 



DISPUT April 2018  15

neuerdings Menschen zu den sprich-
wörtlich neuen Ufern. In Zeitz verrät 
man uns, dass zwar ein paar Zuzügler 
angekommen sind, damit ließe sich 
aber noch lange nicht der Leerstand 
füllen. Wer sind diese Leute, die Leip-
zig verlassen? Ist dies schon eine Re-
naissance oder — wie um 1900 — ei-
ne neue Reformbewegung, die den 
wachsenden Großstädten den Rü-
cken kehrt? Daran glaubt in Zeitz 
noch niemand. 

Eines wird deutlich an diesem 
Samstag im Burgenlandkreis: Die 
Leuchtturmpolitik in den neunziger 
Jahren in den ostdeutschen Flächen-
ländern hat die Peripherisierung von 
Städten und Menschen erst geschaf-
fen. Dass damit das Grundgesetz miss-
achtet wurde und die Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse nicht nur 
für den Moment, sondern für lange 
Zeit relativiert wurde, ist nicht wie-
der gut zu machen. So freut sich die 
AfD hier über ein Direktmandat mit 
rund 32 Prozent der Erststimmen. Wer 
Orte wie diesen kennt, weiß, wie sich 
dieses Abgehängtsein der Menschen 
anfühlt, und dass es sich in Gelsenkir-
chen genauso anfühlt wie in Weißen-
fels und Bitterfeld. 

Nun also kommen die Hippies und 
Alternativen aus Leipzig? Nachdem 
Leipzig in puncto Bevölkerungszu-
wachs nach 1990 zunächst vom Um-
land gewann, verliert es wieder ans 
Umland — auch an das 30 Minuten 
entfernte Zeitz.

Heute werden sogenannte 
Schwarmstädte als »versteckte Per-
len« gepriesen, jene Klein- und Mittel-
städte, die als Unterzentren die medi-
zinische oder schulische Versorgung 
in der Region gewährleisten. Die Sub-
urbanisierung der Neunziger ist ein 
anderer Prozess als das Ausweichen 
in Klein- und Mittelstädte. Denn heu-
te treibt es jenes »Neue Urbane Mili-
eu« als Raumpioniere in leergefallene 
Stadtzentren, die früher niemals das 
Fertigteilhaus auf den Acker gestellt 
hätten.

Konzept

Wir erfahren von Roman Grabolle, 
dem Mitglied des Vereins »Haus- und 
Wagenrat Leipzig«, dass heute circa 
2.000 Leute in der Stadt in alternati-
ven Wohnformen leben.

Da die Mieten dort weiterhin stei-
gen und findige Investoren ganze 
Stadtteile aufkaufen, treibt es manche 
nach draußen. Große Dreiseithöfe mit 
Blick auf die Felder, zentral gelegene 
Bürgerhäuser oder innerstädtische La-
dengeschäfte bieten Platz für die Viel-
falt der Lebensentwürfe im Zeitalter 
der Postmoderne.

Man kann diese neue Entwick-
lung mit Argwohn betrachten oder 
sich freuen. Für die Stadt- und Raum-
planung ergeben sich neue Hausauf-
gaben, insbesondere für eine LINKE 
Perspektive auf Strukturplanung und 

den Kampf gegen die AfD und ande-
re nationalistische Organisationen im 
fl achen Land.

DIE LINKE war immer stark in 
der Kommunalpolitik und im Kampf 
um die Sicherung der kommunalen 
Selbstverwaltung trotz knapper Kas-
sen. Immer ging es um soziale Politik 
und gleichwertige Lebensverhältnis-
se und Teilhabe auch in jenen »abge-
hängten Regionen«. Mit der Diskussi-
on um neue Milieus und Klassenpoli-
tik, die auch in der LINKEN geführt 
wird, offenbart sich ein neuer alter 
Trend: Endlich geht es wieder um 
Raumordnung, Strukturpolitik und 
Regionalentwicklung mit politischem 
Anspruch. Seien wir doch ehrlich: Wir 
müssen ernsthaft über eine LINKE 
Strategie für die Raumordnung reden 
und weg vom technischen Verständ-
nis von Gebietskörperschaften oder 
gar dem angstvollen Blick auf sinken-
de Wahlergebnisse oder auf Progno-
sen zur schrumpfenden Bevölkerung. 

Wir brauchen eine neue Raumord-
nung, die Daseinsvorsorge im kleins-
ten Kuhdorf garantiert und auch für 
die riesige Metropole Wachstums-
schwankungen aufzufangen vermag. 
Die Frage lautet doch: Wie können 
wir die Systemwidersprüche nach-
haltig ausgleichen und dafür sor-
gen, dass Orte nicht zu Getriebenen 
von Standortlogik und Gemeindefi -
nanzen werden. Diskutiert werden 
muss, dass Nachhaltigkeit für alle Ge-
meinden gleichermaßen an der Gren-
ze des Nachbarn weitergeht und Ge-
bietserweiterungen, allein der Grund-
steuereinnahmen wegen, keine LIN-
KE Raumstrategie sein können. Wenn 
wir darüber reden, dann basisdemo-
kratisch und radikal. Wir wollen nicht 
den Kuchen in den Dörfern verteilen, 
wir wollen Bäckereien für alle! 

Wie eine solche Strategie aussehen 
kann, darüber werden wir weiterhin 
diskutieren und laden alle herzlich 
ein, in unserer BAG mitzuarbeiten.  

Kontakt: 
katalin.gennburg@die-linke-berlin.de

Hier zerfallen nicht nur einzelne Häuser, 

sondern ganze Straßenzüge: die Stadt 

Zeitz in Sachsen-Anhalt

Foto: fotolia.com
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SICHERHEITSPOLITIK

Abrüsten? 
Nö, doch

nicht.
Die Große Koalition setzt 

den Aufrüstungskurs fort. Dabei hat 
die Bundeswehr kein Geldproblem, 

sondern ein massives 

Verschwendungsproblem 
VON MATTHIAS HÖHN

 Im Bereich der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik setzen CDU/
CSU und SPD ihren in den vergan-

genen Jahren geübten Kurs nahtlos 
fort. Noch im Wahlkampf kündigten 
die Sozialdemokraten an, Deutsch-
land zum »Vorreiter der Abrüstung« 
machen und sich den Festlegungen 
der NATO, weitere Milliarden in die 
Ausrüstung zu stecken, widersetzen 
zu wollen. Und dann gab es da noch 
das Versprechen, dass die in Deutsch-
land gelagerten Atomwaffen der Ver-
einigten Staaten endlich aus Deutsch-
land abgezogen werden sollen.

Pustekuchen. Das ideologische 
Fundament der kommenden kleinen 
Großen Koalition lautet: Deutsch-
land muss mehr internationale Ver-
antwortung übernehmen. Gemeint 
ist damit meistens militärische. Mit 
ihren beiden zentralen Wahlverspre-
chen ist die Sozialdemokratie in den 
Koalitionsverhandlungen krachend, 
vielleicht auch willfährig geschei-

tert: Weder wird das Zwei-Prozent-
Aufrüstungsziel der NATO in Frage 
gestellt, noch werden die US-Atom-
waffen – die im Zweifel von deut-
schen Tornados an ihr Ziel gebracht 
werden – aus Deutschland abgezo-
gen. Auch die vielfach angekündigte 
strengere Exportpolitik für deutsche 
Waffen rückt mit der Koalition in 
weite Ferne. Eine dringend notwen-
dige veränderte Politik gegenüber 
dem NATO-»Partner« Türkei oder 
Diktaturen wie Saudi-Arabien wird 
zwar immer wieder angekündigt, 
aber inhaltlich nicht untersetzt. We-
der werden Lehren aus dem völker-
rechtswidrigen Einmarsch der Tür-
kei in Afrin gezogen, noch werden 
Rüstungsexporte an die Länder un-
tersagt, die im Jemen-Krieg für uner-
messliches Leid sorgen – schließlich 
besitzt die Rüstungsindustrie »Ver-
trauensschutz« und darf erst einmal 
weiter liefern. Dabei ist es überfällig, 
endlich den Schutz von Menschen 

über den der deutschen Rüstungsfi r-
men zu stellen.

Entspannung und eine neue Ost-
politik mit Russland ist nicht in Sicht: 
Die vorhandenen Sanktionen bleiben 
bestehen. Stattdessen schickt Ursula 
von der Leyen 12.000 deutsche Solda-
ten zu NATO-Manövern an die russi-
sche Grenze, die sich unter geschichts-
vergessenen Titeln wie »fl ammender 
Donner« oder »Eiserner Wolf« abspie-
len. Der Wille zu weiterer Konfronta-
tion ist gegeben, notwendige Signale 
für Frieden und Entspannung bleiben 
hingegen aus.

Um diese gefährliche Außenpoli-
tik fortzusetzen, sind sich Union und 
SPD auch darin einig, weitere Milliar-
den in den ohnehin schon viel zu ho-
hen Verteidigungshaushalt und in die 
Ausrüstung zu geben – was in diesem 
Fall nichts anderes meint als die Auf-
rüstung der Bundeswehr. 

Immer wieder wird in diesem Zu-
sammenhang erwähnt, die Bundes-Fo
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Immer mehr Geld für 
die Bundeswehr
Mittel im Verteidigungshaushalt, 
in Milliarden Euro

wehr sei im letzten Vierteljahrhun-
dert kaputtgespart worden. Ursula 
von der Leyen wird nicht müde, die-
sen nachweisbaren Unsinn zu wieder-
holen. Und auch der Wehrbeauftrag-
te Hans-Peter Bartels (SPD) springt 
ihr brav bei: Der Verteidigungshaus-
halt müsse weiter kräftig steigen – bei 
der Bundeswehr quietsche es an allen 
Ecken und Kanten, es regiere der Ver-
schleiß.

Was nicht nur die beiden gerne 
verschweigen: Der Verteidigungs-
haushalt ist in den vergangenen Jah-
ren auch ohne die Erfüllung des Zwei-
Prozent-Ziels der NATO bereits mas-
siv gestiegen. Innerhalb der vergange-
nen vier Jahre um fast 20 Prozent – in 
diesem Jahr auf 38,5 Milliarden Euro. 
Kein Ministerium in Deutschland – 
auch keines, das dafür zuständig wä-
re, die soziale Spaltung in unserem 
Land zu bekämpfen – kann sich über 
ähnliche Zuwächse freuen. Die Zah-
len zeigen, die Bundeswehr hat ganz 
gewiss kein Geldproblem, aber ein 
massives Führungs- und Verschwen-
dungsproblem.

Negativschlagzeilen

Statt sich weiterhin in 13 Auslandsein-
sätzen zu verzetteln, sollte die Bundes-
wehr endlich wieder auf ihre grundge-
setzliche Kernfunktion reduziert wer-
den: Die Landesverteidigung. Dies 
wäre ein erster Schritt, um im Ver-
teidigungsetat zu sparen, statt weiter 
aufzurüsten. Knapp neun Milliarden 
Euro hat den Steuerzahler bislang der 
Einsatz in Afghanistan gekostet. Seit 
beinahe 17 Jahren ist die Bundeswehr 
dort stationiert — 17 Jahre und das 
Land ist in einem kaum lebensfähi-
gen Zustand. Weitere acht Milliarden 
sind für die anderen Auslandseinätze 
verbrannt worden. Aber statt die Leh-
ren aus der Realität gescheiterter Ein-
sätze zu ziehen, liebäugelt die Bundes-
regierung mit einem neuen Mandat – 
mitten im Irak. Ein solches Projekt ist 
verantwortungslos und wird niemals 

die Zustimmung unserer Bundestags-
fraktion erhalten.

Kaum ein Tag vergeht ohne Nega-
tivschlagzeilen. Vor vier Jahren soll-
te unter Ursula von der Leyen vie-
les anders, irgendwie besser werden. 
Nach vier Jahren im Amt ist manches 
anders, aber zumindest aus unserer 
Perspektive nichts besser geworden. 
Was Ursula von der Leyen anfasst, 
klappt nicht. Dabei stand einer Ver-
teidigungsministerin noch nie so viel 
Geld zur Verfügung. Aber die Verwen-
dung der Mittel ist haarsträubend. Der 
»PUMA« – der vermeintlich moderns-
te Schützenpanzer der Welt und mit 
einem Stückpreis von 14,5 Millionen 
Euro zugleich der teuerste Schützen-
panzer der Welt — ist nicht einsatzreif. 
Er zeigt exemplarisch wie im Vertei-
digungsministerium verantwortungs-
los mit Milliarden jongliert wird. Ur-
sprünglich sollten 405 »PUMA« etwas 
mehr als drei Milliarden Euro kosten. 
Diese ohnehin riesige Summe ist auf 
knapp fünf Milliarden Euro gewach-
sen – für 350 Modelle. Einsatzreif ist 
das System nicht vor 2024, obwohl 
dies bis 2020 anvisiert war. Für die 
Herstellung der Einsatzbereitschaft 
werden nach Berichten noch einmal 
drei bis vier Milliarden Euro anfallen.

Damit sind allein die Anschaf-
fungskosten für den »PUMA« höher 
als der gesamte Etat des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Ent-
wicklung und Zusammenarbeit im 
Haushaltsjahr 2017: Der belief sich 
auf 8,5 Milliarden Euro. Allein dieser 
Vergleich zeigt den gesamten Irrsinn 
der deutschen Rüstungs- und Vertei-
digungspolitik. Doch ist er kein Ein-
zelfall. Der Transporthubschrauber 
»NH 90« ist 20 Jahre nach seinem 
Erstfl ug nicht einsatzreif, beim Milli-
ardenprojekt »A 400 M« war im ver-
gangenen Jahr zeitweise kein einziger 
Flieger fl ugbereit. 

Dennoch fl ießen Milliarden. Die 
Bundeswehr ist nicht kaputt gespart 
worden. Die Realität lautet: Die Bun-
deswehr hat in den vergangenen Jah-
ren und Jahrzehnten Milliarden für 
Aufrüstungsprojekte ausgegeben und 
gleichzeitig milliardenschwere Nach-
besserungen und Instandsetzungen 
mit eingekauft – allein in der letzten 
Legislaturperiode unter Schwarz-Rot 
sind größere Investitionen von rund 
31 Milliarden durch den Bundestag 
freigegeben worden. Etabliert hat sich 
ein System der doppelten Zahlung, zu-
nächst für das Produkt, dann dafür, 
dass es funktioniert. Profi teure dieser 
Politik sind einzig und allein die Rüs-
tungsunternehmen.

Es verwundert daher nicht, dass 
das Vertrauen der Bevölkerung in 
die Bundeswehr auf inzwischen 45 
Prozent gesunken ist, wie eine aktu-
elle Umfrage belegt. Deshalb muss 
Ab- statt Aufrüstung auf die Tagesord-
nung gesetzt werden. Deshalb müs-
sen die Soldaten aus den teuren und 
sinnlosen Auslandseinsätzen geholt 
werden. Und deshalb muss die Bun-
deswehr wieder auf ihre Kernaufga-
be reduziert werden, auf die Landes-
verteidigung. So ließen sich Vertrauen 
gewinnen und Milliarden in einem oh-
nehin viel zu hohen Etat einsparen. 

Matthias Höhn ist sicherheits-
politischer Sprecher der Linksfraktion 
im Bundestag.

Quelle: DIE LINKE im Bundestag

Kaputtgespart? 20 Prozent 
mehr Geld für von der Leyen 
seit 2014! DIE LINKE sagt 
Nein zu weiterer 
Aufrüstung.
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NEUES NORMALARBEITSVERHÄLTNIS

Kurze Vollzeit
Die Arbeitssoziologin Nicole Mayer-Ahuja über neue Standards für gute Arbeit und 
die konkrete Utopie einer 28 bis 35-Stunden-Woche

Heute arbeiten und leben Men-
schen ja ganz unterschiedlich. 
Warum braucht es aus wissen-
schaftlicher Sicht überhaupt 
ein Neues Normalarbeitsver-
hältnis?
Fragt man heute, was »normale« oder 
»gute« Arbeit ausmacht, nennen viele 
weiterhin unbefristete Festanstellung 
in Vollzeit, regelmäßige Arbeitszei-
ten, Sozialversicherungsschutz, Abde-
ckung durch das Arbeitsrecht, exis-
tenzsichernden Verdienst, berufl iche 
Aufstiegsmöglichkeiten, die Chan-
ce, Interessen in Betriebsrat und Ge-
werkschaft zu vertreten und so wei-

befristet arbeitet, fällt teilweise oder 
ganz aus den Sicherungsmechanis-
men heraus, die früher für das Nor-
malarbeitsverhältnis galten – und 
selbst mit unbefristetem Vollzeitver-
trag muss das Einkommen nicht zum 
Leben reichen. Höchste Zeit also für 
eine Diskussion darüber, was heute 
»gute Arbeit« ausmacht, wie Arbeit, 
soziale und rechtliche Absicherung, 
berufl iches Fortkommen und Lebens-
planung auf neue Weise verbunden 
werden sollten. Und wie man Stan-
dards durchsetzen kann, die unter-
schiedlichen Beschäftigteninteressen 
gerecht werden. 
Am »Normalarbeitsverhältnis« 
gibt es auch eine starke femi-
nistische Kritik. Welche Ansät-
ze siehst du in dem Vorschlag 
für ein Neues Normalarbeits-
verhältnis für eine geschlech-
tergerechte Veränderung der 
Arbeitswelt?
Die Frauenbewegung hat zu Recht 
kritisiert, dass das Normalarbeits-
verhältnis auch vor 1975 allenfalls 
für Männer normal war. Frauen wa-
ren unter anderem wegen Famili-
enpfl ichten selten ein Leben lang 
vollzeitbeschäftigt. Heute verbrin-
gen immer mehr Frauen einen im-
mer größeren Teil ihres Arbeitsle-
bens in Erwerbsarbeit, sind besser 
qualifi ziert, arbeiten häufi ger Voll-
zeit. Trotzdem sind sie stärker in pre-
kären Jobs vertreten als Männer. 
Niedriglöhne, Minijobs etc. gelten 
bis heute als weniger problematisch, 
wenn sie Frauen betreffen – manche 
prekären Jobs, etwa in Reinigungs-
fi rmen oder an Supermarktkassen, 
werden sogar mit den Bedürfnissen 
von Müttern gerechtfertigt, selbst 
wenn dann oft andere Frauen oder 
Männer dort arbeiten. Ein Neues 
Normalarbeitsverhältnis muss neue 
Standards für »gute Arbeit« defi nie-
ren, die Männern wie Frauen größe-
re Möglichkeiten geben, ihr Arbeits-
leben nach eigenen Wünschen zu ge-
stalten. Es muss Strukturen aufbre-
chen, die Frauen unabhängig von 

ihren Lebenszielen, qua Geschlecht, 
auf gering entlohnte Zuverdienst-
Jobs ohne Perspektive festlegen.
Die Leitideen des alten Norma-
larbeitsverhältnisses waren ei-
ne gewisse Sicherheit und die 
Perspektive eines Aufstiegs im 
Tausch gegen Leistung und har-
te Arbeit in Vollzeit. Was könn-
te eine populäre Leitidee für 
ein Neues Normalarbeitsver-
hältnis im 21. Jahrhundert sein?
Der Kompromiss, den du ansprichst, 
wurde von vielen Unternehmen 
aufgekündigt: Verlangt werden im-
mer mehr Leistung und härtere Ar-
beit. Doch die Gegenleistung ist 
nicht länger berufl icher oder sozia-
ler Aufstieg, sondern bestenfalls die 
Chance, den eigenen Status irgend-
wie zu halten. Staatliche Politik hat 
das unterstützt, indem sie Leistun-

Professorin für Arbeitssoziolo-
gie und Direktorin des Sozio-
logischen Forschungsinstituts 
(SOFI) e. V. an der Universität 
Göttingen.

 Foto: kpw-photo
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INITIATIVE FÜR EIN 
NEUES NORMAL-
ARBEITSVERHÄLTNIS
GEMEINSAM DRUCK MACHEN  
FÜR HÖHERE LÖHNE, TARIFBINDUNG 
UND ARBEITSZEITVERKÜRZUNG
Gewerkschaftspolitische Herausforderungen  
unter der 3. Großen Koalition
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Gute Arbeit für alle

ter. Kurz: Sie berufen sich auf das 
klassische Normalarbeitsverhältnis. 
Der Anteil dieser Jobs geht aber seit 
Jahrzehnten zurück. Die Arbeitswelt 
ist vielfältiger geworden – und dabei 
auch ungleicher. Wer heute in Leihar-
beit, Minijobs, alleinselbständig oder 
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Die Initiative für ein Neu-
es Normalarbeitsverhält-
nis, die von Bernd Riexinger an-
gestoßen wurde, will selbstbe-
stimmtere Arbeitszeiten für al-
le und eine Umverteilung von 
Arbeit, Zeit und Reichtum. Die 
»konkrete Utopie«: kurze Vollzeit 
für alle. Dafür braucht es ande-
re Rahmenbedingungen:
Das Recht auf eine Mindest-
stundenzahl von 20 Stunden/
Woche und eine Begrenzung der 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit 
von derzeit 48 auf 40 Stunden. 

Ein Wahlarbeitszeitgesetz, mit 
Arbeitszeiten, die zwischen 20 
und 35 Stunden für die Beschäf-
tigten (!) fl exibel gestaltbar sind 
und verpfl ichtende Regelungen 
zu kollektiver Mitbestimmung 
und Personalausgleich.

Zwei Millionen neue Arbeitsplät-
ze in kurzer Vollzeit (unter ande-
rem in Bildung, Gesundheitsver-
sorgung, Pfl ege, Infrastruktur 
der Kommunen, Ausbau des Öf-
fentlichen Nahverkehrs) durch 
ein staatliches Investitionspro-
gramm über 120 Milliarden Eu-
ro.

Eine Familien-, Pfl ege und Wei-
terbildungszeit: Lohnarbeit 
muss so geregelt werden, dass 
sie die Familien- und Sorgear-
beit als gesellschaftlich not-
wendige Arbeit anerkennt. Alle 
Beschäftigten, die ihre Arbeits-
zeit für Erziehung, Pfl ege oder 
zur Weiterbildung reduzieren, 
erhalten einen teilweisen Lohn-
ausgleich. Dieser kann durch ei-
ne Abgabe von Unternehmen 
mit mehr als zehn Beschäftigten 
und durch begrenzte staatliche 
Zuschüsse fi nanziert werden.

Kurze Vollzeit für alle
gen gekürzt, Rechtsansprüche abge-
baut und, etwa durch die Hartz-Re-
formen, den Druck auf Arbeitende 
erhöht hat, notfalls (fast) jeden Job 
anzunehmen. Ein Neues Normalar-
beitsverhältnis muss mit dieser Lo-
gik brechen. Arbeiten, um gut zu le-
ben, ist das Ziel – nicht leben, um 
zu arbeiten. Was ein gutes (Arbeits)
Leben ausmacht – darüber sollten 
wir diskutieren. Einiges ist aber klar: 
Um gut zu leben, muss der Unterhalt 
dauerhaft gesichert sein. Man muss 
halbwegs in Ruhe Arbeit nach pro-
fessionellen Standards leisten kön-
nen. Es braucht ein Recht auf Ab-
sicherung für Zeiten, in denen Ar-
beitskraft nicht verkauft werden 
kann. Und das Leben muss planbar 
sein – das gilt für den Alltag wie für 
die Erwerbsbiographie. Wenn heu-
te von Flexibilität die Rede ist, geht 
es meist um Anpassung an Markt 
und Auftragslage. Ein Neues Norma-
larbeitsverhältnis muss Sicherheit 
und Planbarkeit mit Flexibilität ver-
binden. Die Frage ist: Wer entschei-
det letztlich, wann und wie gearbei-
tet wird? 
Mit den Streiks in der Metallin-
dustrie ist das Thema Arbeits-
zeitverkürzung kurzzeitig in die 
gesellschaftliche Debatte ge-
kommen. Wie könnte es jetzt 
weitergehen? Ist eine kurze 
Vollzeit mit 28 bis 35 Stunden 
in der Woche eine sinnvolle und 
machbare »konkrete Utopie«?
Ja, unbedingt. Aus Umfragen wissen 
wir, dass viele Menschen das für ei-
ne ideale Arbeitszeit halten. Das gilt 
für diejenigen, die faktisch überlan-
ge Arbeitszeiten leisten, genau wie 
für MinijobberInnen. »Kurze Vollzeit 
für alle« könnte deshalb eine For-
derung sein, die sehr unterschied-
liche Beschäftigte mobilisiert. Das 
ist wichtig, denn bisher tragen Un-
ternehmensstrategien und staatli-
che Politik oft dazu bei, dass Unter-
schiede zwischen Beschäftigten zu-
nehmen und sie teilweise direkt ge-
geneinander ausgespielt werden: 

Arbeit besser bezahlen, 
gerecht verteilen. 
Schöner Leben.

Stamm- gegen Randbelegschaft; jun-
ge mit befristetem Job gegen Ältere 
mit sicherer Anstellung; Männer ge-
gen Frauen; gering gegen hoch Qua-
lifi zierte und so weiter. Trotzdem ist 
ein Großteil der Bevölkerung dar-
auf angewiesen, seine Arbeitskraft 
zu Markte zu tragen. Gibt es also Er-
fahrungen und Interessen, die unter-
schiedliche Gruppen von Beschäf-
tigten verbinden? Die kurze Vollzeit 
wäre eine Antwort auf unterschied-
lichste Probleme, die alle in Lohnar-
beit gründen. Die Streiks der IG Me-
tall zeigen: selbst Männer in indus-
triellen Vollzeitjobs kämpfen dafür, 
dass Arbeitskraft zeitweise zurück-
gehalten werden kann – und Unter-
nehmen einen größeren Beitrag zu 
deren Reproduktion leisten. 
Das alte Normalarbeitsverhält-
nis entstand in der Nachkriegs-
zeit. Was braucht es heute, um 
ein Neues Normalarbeitsver-
hältnis durchzusetzen? Worin  
siehst du die Rolle kritischer 
Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler in den Auseinan-
dersetzungen um die Arbeit der 
Zukunft?
Ein Neues Normalarbeitsverhältnis 
erfordert die Etablierung neuer Stan-
dards. Das würde Geld kosten und 
Machtverhältnisse in Frage stellen. 
Wissenschaft kann die Veränderung 
der Arbeitswelt analysieren und Al-
ternativen skizzieren. Vor allem aber 
müssen wir, die Arbeitenden selbst, 
nach einer langen Phase, in der Ver-
weise auf ökonomische Sachzwänge 
jedes Nachdenken über eine ande-
re (Arbeits)Welt erstickt haben, of-
fen diskutieren, wie wir künftig ar-
beiten und leben wollen. Es braucht 
neue Standards, für die es sich zu 
kämpfen lohnt. Deren Durchsetzung 
wird nicht ohne Konfl ikte gelingen – 
denn sie dienen, in den Worten des 
britischen Labour-Vorsitzenden Jere-
my Corbyns, »the many, not the few« 
(»Den vielen, nicht den wenigen«). 

Interview: Lia Becker
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BAYERN

LINKES Brauchtum
Marschmusik, Weißwurst, Bier: der politische Aschermittwoch der LINKEN in Passau 
mit allem, was dazu gehört. Bis auf Stammtischparolen VON MARTIN BIALLUCH

LINKE pfl egen regionale Rituale: Der Passauer Kreisvorsitzende Josef Ilsanker, die 

stellvertretende Parteivorsitzende Janine Wissler, Linksfraktionschef Dietmar

Bartsch und der bayerische Landesvorsitzende Ates Gürpinar beim politischen 

Aschermittwoch in der Dreifl üssestadt an Donau, Inn und Ilz Foto: Johannes Hagnauer

 Wird an Tischen Bier und 
am Rednerpult dem poli-
tischen Gegner schon am 

frühen Vormittag ordentlich einge-
schenkt, begleitet von Marschmu-
sik und Weißwürsten, dann befi ndet 
man sich im tiefen Südosten der Re-
publik, und es ist Aschermittwoch. 
Was im Jahr 1580 als politische Dis-
kussion bayerischer Bauern auf dem 
Vieh- und Rossmarkt in Vilshofen be-
gann, hat sich zu einer Pfl ichtübung 
für Parteien entwickelt. Das Zentrum 
dieser Tradition ist Passau. Auch DIE 
LINKE begeht hier seit 18 Jahren ih-
ren politischen Aschermittwoch, 
mit allem was dazu gehört – außer 
Stimmtischparolen. 

DIE LINKE verbrachte den großen 
Tag auf der MS »Stadt Linz«. Vor 400 
Besuchern widmete sich der Passau-
er Kreisvorsitzende Josef Ilsanker 
den politischen Verhältnissen im 
Freistaat: »Die ›CSU ist Bayern‹, was 
für ein Blödsinn«, kritisierte er und 

erteilte der CSU einen Grundkurs in 
Sachen bayerischer Verfassung. Dort 
steht: »Rassen- und Völkerhass zu 
entfachen ist verboten und strafbar.« 
Ates Gürpinar, der Landessprecher 
der bayerischen LINKEN, pfl ichtete 
ihm bei: »Die CSU steht für ein Bay-
ern, das die bayerische Verfassung 
mit Füßen tritt. Wir haben hier eine 
mitleiderregende SPD, die genau wie 
die rückgratlosen Grünen mit der 
CSU koalieren würde.« Der künftige 
Ministerpräsident Markus Söder sei 
auch Vorsitzender im erfolglosesten 
Wahlbezirk der CSU. Man müsse er-
folglose Menschen unterstützen, aber 
doch nicht gleich zum Ministerpräsi-
denten machen, rief Ates Gürpinar.

Landtagswahlen

Die auswärtigen Gäste schlugen in 
dieselbe Kerbe, sparten aber auch 
nicht mit Kritik an der kleinsten Gro-

ßen Koalition aller Zeiten. Sie beton-
ten die Bedeutung eines Wahlerfolgs 
der LINKEN bei den bayerischen 
und hessischen Landtagswahlen im 
Herbst. »Bayern hat es nicht verdient, 
von solchen Knalltüten wie Seehofer 
oder Söder vertreten zu werden, de-
ren politische Impulse die Obergren-
ze für Flüchtlinge, die Maut für Aus-
länder, Schweinefl eischpfl icht in Ki-
tas, ein Heimatministerium, Gly-
phosat und eine Bratwurstoffensive 
sind«, kritisierte Janine Wissler, Vi-
ze-Parteichefi n und hessische Frak-
tionsvorsitzende. »Ich hätte mir ge-
wünscht, Union und SPD hätten näch-
telang darum gerungen, wie man den 
Pfl egenotstand beseitigt und bezahl-
bare Wohnungen schafft, wie man 
Armut bekämpfen und Bildung bes-
ser ausstatten kann. Stattdessen ha-
ben sie zwölf Stunden über die Auf-
teilung der Posten gestritten.« Wer 
die soziale Spaltung fördere, bereite 
den Nährboden für die Rechten, aber 
»wir wollen nicht, dass die Armen 
sich um die Brotkrumen streiten. Die 
Frage ist, wo das Brot geblieben ist 
und wem die Bäckerei gehört.« 

Auch der Vorsitzende der Bun-
destagsfraktion Dietmar Bartsch teil-
te aus: »Die Wahlverlierer haben sich 
auf den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner geeinigt. Und selbst der ist offen-
sichtlich instabil.« Harmlose Lyrik im 
Koalitionsvertrag, angeschlagenes 
Führungspersonal und Streit, bevor 
die Regierung steht – »das ist nicht 
gut für die Menschen in Deutschland 
und Europa«, sagte er. »Es ist nicht hin-
nehmbar, dass Menschen Flaschen 
sammeln müssen. Wir brauchen ei-
ne Mindestrente von 1.050 Euro.« Er 
warnte SPD-Frau Andrea Nahles vor 
den Gefahren von hundertprozenti-
gen Ergebnissen, wie das Beispiel des 
»Ikarus aus Würselen« zeigen würde. 
Bartsch: »Wir sind die einzige Partei in 
Bayern die klar sagt: Wir wollen nicht 
mit der CSU regieren. Wer eine sozia-
le Opposition will, kann nur DIE LIN-
KE wählen. Wir sind die Alternative 
zu Markus Söder.« 
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RÜCKBLICK

Epochenbruch 1914–1923
Facettenreiche Konferenz des Parteivorstands und der Historischen Kommission zu 
Erstem Weltkrieg, Frieden und Revolutionen VON ANJA KRÜGER

 Immer wieder versicherten sich 
die europäischen Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten bei 

Konferenzen und in Beschlüssen, im 
Falle eines Krieges ganz sicher nicht 
gegeneinander zu kämpfen – doch als 
der Erste Weltkrieg 1914 ausbrach, 
riefen sie nicht wie versprochen den 
Generalstreik aus. Abgesehen von 
den Genossen in Serbien und Italien 
stimmten alle für den Krieg.

Die deutsche Sozialdemokratie 
spaltete sich an der Kriegsfrage im 
Jahr 1917 in die USPD und die soge-
nannte Mehrheits-SPD. »Die Kriegs-
frage ist bis heute in der Linken die 
Gretchenfrage«, sagte das LINKE Par-
teivorstandsmitglied Janis Ehling bei 
der Tagung »Epochenbruch 1914 bis 
1923. Krieg, Frieden, Soziale Revo-
lution«. Die Tagung Ende Februar in 
Berlin wurde gemeinsam vom Partei-

die Namen der Stiftungen von LIN-
KEN und SPD – Rosa Luxemburg und 
Friedrich Ebert –, zwei Personen mit 
enormer Wirkmächtigkeit, nicht nur 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts.

»Wenn wir es schaffen, unbefan-
gen mit der Geschichte umzugehen, 
können wir aus der Geschichte ler-
nen«, sagte der LINKEN-Vorsitzen-
de Bernd Riexinger in seiner Begrü-
ßung. Auf der Konferenz traten bei 
vier Themenblöcken insgesamt zehn 
Referenten und eine Referentin auf, 
darunter der sozialdemokratische 
Historiker Peter Brandt, Sohn von 
Willy Brandt und Mitglied der Histo-
rischen Kommission der SPD. Im No-
vember 1918 gelang es der Führung 
der Mehrheits-SPD, den Aufstand zu 
adoptieren, sagte Brandt. Das war 
nur möglich, weil die Masse der Ar-
beiter und Teile der USPD das mittru-

sen und Thüringen ging sie in die Re-
gierung. Von hier sollte die deutsche 
Oktoberrevolution ausgehen. Doch 
der sozialdemokratische Reichsprä-
sident Friedrich Ebert schickte die 
Reichswehr und ließ den Aufstand 
niederschlagen, bevor er begann. 
Obwohl sich die KPD gegen weitere 
Aktionen entschied, kam es in Ham-
burg zum Aufstand – der schnell zu-
sammenbrach. »Die Ereignisse in 
Deutschland im Oktober 1923 waren 
der bislang letzte Versuch einer Re-
volution in einem industrialisierten 
Land überhaupt«, so die Feststellung 
von Bernhard Bayerlein vom Insti-
tut für soziale Bewegungen der Ruhr-
Universität Bochum.

Auch in Lateinamerika organi-
sierten sich Anhänger der Sowjetbe-
wegung. Dort gründeten sich nach 
1917 fünf Kommunistische Parteien. 
»Eine Führungsrolle hat die KP Ar-
gentiniens übernommen«, berichtete 
der Berliner Historiker Ronald Fried-
mann. Sie baute Strukturen auf wie 
das La-Plata-Büro, das die Arbeit in 
den Ländern koordinierte. Nachdem 
die Kommunistische Internationale 
1925 ein Sekretariat für Südamerika 
eingerichtet hatte, entwickelte sich 
allerdings ein Konkurrenzverhältnis 
zwischen ihrem Vertreter und der ar-
gentinischen KP. 

Die Beiträge der Konferenz fi nden 
Interessierte unter www.die-linke.de 

Für einen unbefangenen Umgang mit 

der Geschichte: Bernd Riexinger 

Fotos: Martin Heinlein

Engagierter Vor-

trag: Der sozial-

demokratische 

Historiker Peter 

Brandt referier-

te über »Reform 

und Revolution 

1917–1920«

vorstand und der Historischen Kom-
mission der LINKEN veranstaltet. Es 
war die erste derartige Konferenz 
der LINKEN, eine vergleichbare Ver-
anstaltung der PDS hatte zuletzt 1995 
stattgefunden. Der Historischen Kom-
mission gehören 28 Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler an, die 
vom Parteivorstand berufen wurden. 

Sichtbar sind die Folgen von 1917 
bis heute, sagte Ehling, der bis vor 
kurzem Geschäftsführer der Studie-
rendenorganisation Die Linke.SDS 
war. Daran erinnern unter anderem 

gen. »Was die Bewegung an Radikali-
tät gewann, büßte sie an Breite ein«, 
erklärte Brandt.

Der Epochenbruch 1914 bis 1923 
begann mit dem Ersten Weltkrieg 
und endete mit dem Krisenjahr 1923, 
in dem Deutschland unter der Hyper-
infl ation litt. Im August 1923 stufte 
die in Moskau ansässige Kommu-
nistische Internationale die Lage in 
Deutschland als revolutionäre Situ-
ation ein – eine fatale Fehleinschät-
zung. Die KPD begann mit Vorberei-
tungen für einen Aufstand. In Sach-
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EUROPA

Gratis: Wind & Sonne!
Schwere Zeiten für Erneuerbare auf dem EU-Energiemarkt. Mit der aktuellen Politik ist es 
nicht möglich, die notwendige sozial-ökologische Wende zu erreichen VON MANUELA KROPP

 Energie ist das Blut im Kreislauf 
der Wirtschaft – unverzichtbar. 
Für uns LINKE stellt sich die Fra-

ge, wie wir die Klimakrise verlangsa-
men und gleichzeitig den Bürgerinnen 
und Bürgern bezahlbare Energie an-
bieten können, ohne Schäden an Ge-
sundheit und Umwelt hervorzurufen.

Wenn in Brüssel über den Aus-
bau der erneuerbaren Energien dis-
kutiert wird, gilt Deutschland inner-
halb der Europäischen Union als vor-
bildlich. Das ist erstaunlich. Denn 
tatsächlich betrug der Anteil der Er-
neuerbaren an der Stromversorgung 
in Deutschland im ganzen Jahr 2016 
nur circa 33 Prozent. Betrachtet man 
Strom- und Wärmeerzeugung zusam-
men, sind es sogar nur 15 Prozent — 
das ist nicht besonders fortschritt-
lich. In anderen Staaten der EU ist 
die Lage ähnlich. Dort dominiert ent-
weder Atomstrom wie in Frankreich 
oder wie in Polen Kohlestrom. Unter 
erneuerbaren Energien werden For-
men der Strom- oder Wärmeerzeu-
gung verstanden, die unerschöpf-
lich sind oder sich schnell regenerie-
ren. Dazu gehören Bio-, Sonnen- und 
Windenergie oder Wasserkraft. 

Der Anteil der Erneuerbaren am 
Endenergieverbrauch lag im Jahr 
2016 im europäischen Schnitt nach 
den Zahlen des Statistischen Amts 
der EU bei 17 Prozent, Deutschland 
liegt also darunter. In Belgien betrug 
er 9 Prozent, in Frankreich 16 Pro-
zent, in den Niederlanden sogar nur 
6 Prozent. Überdurchschnittlich hoch 
liegt der Anteil der Erneuerbaren mit 
32 Prozent in Dänemark. In Lettland 
beträgt er 37 Prozent.

Beim Abschluss des Pariser Klima-
abkommens 2015 hat sich die Euro-
päische Union verpfl ichtet, ihre Treib-
hausgasemissionen bis zum Jahr 2013 
um mindestens 40 Prozent gegenüber 
dem Niveau von 1990 zu senken. Bis 
2050 sollen die Treibhausgasemissio-
nen sogar um 80 bis 95 Prozent zu-
rückgehen. Doch es ist unwahrschein-
lich, dass diese Ziele erreicht werden. 
Zwar sind die CO

2
-Emissionen im Jahr 

2016 EU-weit leicht gesunken (um 4,5 
Prozent) und bei der Stromherstel-
lung (ohne Wärmeerzeugung) ist der 
Anteil der Erneuerbaren leicht ge-
stiegen, und zwar von 29,2 auf 29,6 
Prozent. Aber insgesamt hat sich der 
Trend beim Ausbau der Erneuerbaren 
verlangsamt. 

Prognosen zeigen, dass deshalb 
EU-weit bis 2030 nur eine Reduktion 
der Treibhausgasemissionen von 27 
bis 30 Prozent gelingen wird. Damit 
würde das in Paris formulierte 40 Pro-
zent-Ziel verfehlt. So gelingt es nicht, 
die notwendige sozial-ökologische 
Transformation zu erreichen.

Ende November 2016 legte die Eu-
ropäische Kommission ihre Vorschlä-

ge für die »Europäische Energieuni-
on« vor. Auf vielen Gebieten wird es 
Änderungen geben, aber leider nicht 
zum Vorteil für die erneuerbaren 
Energien.

Rückschritte

Da ist zum einen die Richtlinie zur 
Förderung der erneuerbaren Energi-
en, die ab 2020 gelten wird. Die der-
zeit geltende europäische Richtlinie 
schreibt den Mitgliedstaaten national 
bindende Ausbauziele für die Erneu-
erbaren vor. Diese Ausbauziele wird 
es in der überarbeiteten Richtlinie 
leider nicht mehr geben — ein abso-
luter Rückschritt. Stattdessen wird 
nur ein gesamteuropäisches Ziel von 
35 Prozent Erneuerbaren am Gesamt-
energieverbrauch bis 2030 festgelegt. 

Hinzu kommt: Das Ziel von 35 
Prozent ist nicht ausreichend, um 
den Ausbau der Erneuerbaren zu be-
schleunigen. Vielmehr wird nur das 
aktuelle Ausbautempo gehalten. Wir 
bräuchten aber mindestens ein Ziel 
von 45 Prozent auf europäischer Ebe-
ne und zusätzlich national verbindli-
che Vorgaben, damit die Mitglied-
staaten sich daran halten. 

Auch auf dem Gebiet des Einspei-
sevorrangs für erneuerbaren Strom 
gibt es einen Rückschritt: Ab 2020 
wird die Garantie für erneuerbaren 
Strom, ins Netz eingespeist und vom 
Netzbetreiber bezahlt zu werden, ein-
geschränkt und nur noch für sehr klei-
ne Anlagen gelten. Für die Bürgerener-
gie, also die in Energiegenossenschaf-
ten zusammengeschlossenen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, soll es 
diese Garantie gar nicht mehr geben. 
DIE LINKE im Europaparlament setzt 
sich gemeinsam mit den Grünen da-
für ein, dass Bürgerenergieprojekte 
weiterhin Einspeisevorrang genießen. 
Aber ob wir erfolgreich sein werden, 
wird sich erst in den nächsten Mona-
ten herausstellen.

Dabei hat der Einspeisevorrang 
überhaupt erst zum Wachsen der er-

Stromerzeugung 
in Deutschland: Anteil der 
Energieträger

Erneuerbare

 Wind onshore 13,3 % (87,2 TWh)
 Biomasse 7,0 % (45,5 TWh)
 Photovoltaik 6,1 % (39,8 TWh)
Wasserkraft 3,0 % (19,7 TWh)
 Wind offshore 2,8 % (18,3 TWh)
Hausmüll 0,9 % (6,0 TWh)

Konventionelle

Braunkohle 22,6 % (148,0 TWh)
Steinkohle 14,4 % (94,2 TWh)
Erdgas 13,1 % (86,0 TWh)
Kernenergie 11,6 % (75,9 TWh)
 Sonstige 5,2 %

654 TWh
1 TWh = 

1 Mrd. kWh

33,1 %

66,9 %

Quelle: AGEB e.V.



DISPUT April 2018  23

neuerbaren Energien geführt. Denn 
die Investitionskosten, die am An-
fang anfallen, müssen durch den 
Verkauf des ökologisch gewonne-
nen Stroms wieder eingenommen 
werden. Der »Platz« im Stromnetz ist 
aber begrenzt. So werden ohne Ein-
speisevorrang für Erneuerbare eher 
Kohle- und Atomstrom vom Netzbe-
treiber abgenommen, da sie durch ih-
re konstante und leicht vorhersagba-
re Stromerzeugung weniger Anforde-
rungen an die Netzbetreiber stellen. 

Die Argumentation der Konserva-
tiven und Liberalen im Europaparla-
ment ist scheinheilig: Einerseits beto-
nen sie, dass die Erneuerbaren nun 
»marktreif« sind und keinerlei Förde-
rung wie den Einspeisevorrang mehr 
bräuchten. Andererseits befürwor-
ten sie neue und zusätzliche Subven-
tionen für Kohle- und Atomstrom in 
Form von »Kapazitätsmechanismen«. 
Das sind Subventionen, die an Kraft-
werksbetreiber für das schiere Vor-
halten von Erzeugungskapazität ge-
zahlt werden — für den Fall, dass es 
mal einen Engpass in der Versorgung 
gibt. Statt also den Ausbau der Erneu-
erbaren voranzutreiben, schützt und 
stützt man die alten, fossilen und 
nuklearen Technologien, die weder 

Mensch noch Umwelt guttun. Wenn 
Mitgliedstaaten »Kapazitätsmecha-
nismen« einführen wollen, dann soll-
ten sie zumindest auf progressive 
Technologieformen zurückgreifen 
wie das Lastmanagement. 

Damit können Angebot und Nach-
frage nach Strom leichter und preis-
werter in Einklang gebracht werden. 
Oder sie forcieren die Entwicklung 
von Stromspeichern, die überschüssi-
gen Strom speichern und im Bedarfs-
fall wieder abgeben können. 

Subventionen

Alleine die fossilen Energieträger er-
halten in der EU jährlich mehrere 
Milliarden Euro an Subventionen — 
im Verkehrssektor, für die Förderung 
von Öl und Gas, für den Bau von fossi-
ler Energieinfrastruktur. Solange die-
se Subventionen für fossile Energie-
träger bestehen, solange sollten auch 
die Erneuerbaren durch Subventio-
nen gestützt werden. 

Bürgerenergie und ihr wichtiger 
Beitrag zur dezentralen Erzeugung 
von erneuerbarem Strom wird er-
freulicherweise im Gesetzespaket der 
Energieunion anerkannt, aber das 

reicht natürlich nicht aus. Unsere For-
derung, sicherzustellen, dass in einem 
Bürgerenergieprojekt alle Mitglieder 
gleiche Stimmrechte haben, wird lei-
der keine Mehrheit fi nden. Es besteht 
die Gefahr, dass sich Energieunterneh-
men in Bürgerenergieprojekte einkau-
fen und sie zerstören. 

Was soll mit den Kohle-Regionen 
und ihren Beschäftigten passieren, 
wenn der von uns geforderte Kohle-
ausstieg kommt? Diese Frage stellt 
sich nicht nur für die Lausitz oder das 
Rheinische Revier in Deutschland, 
sondern auch für Schlesien in Polen 
und in Nordspanien. Hier kämpfen 
wir derzeit für die Einrichtung eines 
Fonds auf europäischer Ebene, aus 
dem die notwendigen Maßnahmen 
zur Bewältigung des Strukturwandels 
bezahlt werden können. Denn die in-
dustriellen Kerne dürfen nicht ver-
schwinden und die Regionen nicht ins 
Bodenlose stürzen: Dazu brauchen wir 
eine progressive Industriepolitik, die 
zum Beispiel den Ausbau der Erneuer-
baren fördert — zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen und zur Bewältigung der 
Klimakrise. 

Manuela Kropp ist Mitarbeiterin der 
Europaabgeordneten Cornelia Ernst

GEDANKENSTRICHKarikatur: Klaus Stuttmann
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▀ ▀ Bundesweit: DIE 
LINKE ruft zur Teilnah-
me an den Ostermär-
schen auf. Die Friedensbe-
wegung organisiert auch 
in diesem Jahr zwischen 
Gründonnerstag und Os-
termontag im ganzen Bun-
desgebiet Demonstratio-
nen und Kundgebungen. 
Im Mittelpunkt der Veran-
staltungen zwischen dem 
30. März und dem 2. April 
stehen die Kämpfe in Afrin 
und Syrien, die damit ver-
bundenen deutschen Waf-
fenexporte und die Erhö-
hung des Wehretats der 
NATO. Vielerorts ist DIE 

LINKE an der Organisati-
on beteiligt. In Chemnitz 
fi ndet am 30. März um 10 
Uhr eine Auftaktveranstal-
tung am Rathaus gegen 
Rassismus, Krieg, Ausland-
seinsätze und todbringen-
de Waffenexporte statt. 
»Abrüsten statt Aufrüs-
ten« ist die Forderung der 
Kundgebung am 31. März 
um 12 Uhr am U-Bahn-
hof Turmstraße in Berlin 
mit Dieter Dehm (MdB DIE 
LINKE). Am 1. April um 14 
Uhr beginnt in Bonn die 
Demonstration »Für Frie-
den – ernsthaft und konse-
quent« am Rheinufer (am 

Rondell, Bonn-Beuel).  Am 
2. April fi nden in Hamburg 
und Nürnberg Demonstra-
tionen zur Abrüstungs- 
und Friedenspolitik statt. 
Weitere Termine und Or-
te unter: www.friedens-
kooperative.de/oster-
marsch-2018

▀ ▀ Berlin: Der Landes-
verband Berlin entwickelt 
ein Pilot-Projekt für ein 
Mentoring-Programm, das 
sich gezielt an Migrantin-
nen und Migranten richtet. 
Ziel ist die stärkere Veran-
kerung von Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte 
in der Partei sowie deren 
Qualifi zierung für Ämter 
und Mandate.

▀ ▀ Bundestagsfrakti-
on: Die Fraktion DIE LIN-
KE im Bundestag hat die 
Spitzen der Arbeitskreise 

»Arbeit und Soziales« so-
wie »Wirtschaft und Finan-
zen« neu besetzt. Neue 
Leiterin »Arbeit und Sozi-
ales« ist Susanne Ferschl, 
»Wirtschaft und Finanzen« 
wird Fabio De Masi füh-
ren. Susanne Ferschl ist 
langjährige Betriebsrätin 
und Gewerkschafterin. Fa-
bio De Masi war bis Sep-
tember 2017 Mitglied des 
Europäischen Parlaments. 
Dort war er stellvertreten-
der Vorsitzender des Un-
tersuchungsausschusses 
zu Geldwäsche, Steuer-
hinterziehung und –ver-
meidung. Die bisherigen 
Arbeitskreisleiter Sabine 
Zimmermann und Klaus 
Ernst sind nun Vorsitzen-
de der Bundestagsaus-
schüsse »Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend« 
beziehungsweise »Wirt-
schaft und Energie«.
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 D
er Kaffee ist heiß, das Radio läuft: Mu-
sik, dann Nachrichten, ich höre: »Ei-
ne schallende Ohrfeige für die Ministe-
rin ...« 
Aua, aua – Frau Ministerin mit rot-glü-

henden Wangen, und das nicht zum ersten Mal. 
Backpfeifen für die Orgelpfeifen in der Regierung. 
Au Backe, möchte man sagen. 
Und es reicht ja auch keine einfache Ohrfeige – 
möglichst schallend muss sie sein. Schallend wie 
mein Gelächter, wenn ich höre oder lese, dass das 
Scheitern eines politischen Projektes, eine Nieder-
lage vor Gericht, den Siegern immer fünf Finger im 
Gesicht des Besiegten wert sind. Fünf sind Trümpf – 
und mag der Sieg in einer noch so nichtigen Sache 
erfochten worden sein. 
Dabei sind rohe (Sprach)-Gewalt und Brutalität aus 
der Politik ja weitgehend verschwunden. Niemand 
sagt mehr Sätze wie: »Da möchte man dazwischen-
schießen!« Die Empörung wäre riesig, und das völ-
lig zu Recht. 
Eine »schallende Ohrfeige« hingegen geht erstaunli-
cher Weise immer. Als würde es den Tag gegen Ge-
walt gegen Frauen nicht geben, werden hier Maul-
schellen verteilt – links und rechts, von links und 
rechts – und mit Vorliebe an Frauen. Mit Vorliebe 
von Frauen. Aber auch Ohrfeigen für Institutionen 
sind möglich, dabei haben die oft nicht einmal ein 
Gesicht. 
Apropos: Ähnlich ins Kontor gehauen wird bei der 
Formulierung: »Schlag ins Gesicht«. Mit Vorliebe im 
Zusammenhang mit Millionen Menschen (Beitrags-
zahler werden gern genommen). Wer in der Masse 
keine Gesichter mehr erkennt, der verdient eine Ohr-
feige, aber eine schallende, wenn möglich. Obwohl: 
Ohrfeigen sind kein sehr schlagendes Argument. 
Ein Schlag auf den Hinterkopf erhöht dafür das 
Denkvermögen. Vielleicht. 

Daniel Bartsch

Eine 
schallende 

Ohrfeige

DAS KLEINE 
BLABLA

DISPUT sagt Danke für viele schöne Blablas, Daniel! 
Wir werden sie vermissen. Alles Gute für die kleine Familie!

▀ ▀ Hamburg: 1.127,85 
Tonnen Munition wurden 
in den vergangenen drei 
Monaten durch den Ham-
burger Hafen exportiert, 
durchschnittlich zwölf Ton-
nen pro Tag. Das geht aus 
der Antwort des Senats 
auf eine Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE in der Ham-
burgischen Bürgerschaft 
hervor. Im Jahr 2017 waren 
es insgesamt 9.165,74 Ton-
nen, das sind 25 Tonnen 
am Tag. »Jede Waffe und 
jede Patrone, die durch 
den Hamburger Hafen ex-
portiert wird, ist eine zu 
viel«, erklärt Martin Dolzer, 
friedenspolitischer Spre-
cher der Fraktion. »Waf-
fen- und Munitionstrans-
porte tragen weltweit zu 
Menschenrechtsverletzun-
gen und zum Tod unzäh-
liger Menschen bei.« Der 
Rüstungskonzern Krauss 
Maffei exportiere seit Jah-
ren Wannen für Leopard-
Panzer, wie sie auch die 
türkische Armee nutzt, die 
gemeinsam mit IS-Milizen 
einen völkerrechtswidrigen 
Krieg gegen Kurdinnen und 
Kurden in Afrin führt. »Das 
Geschäft mit dem Tod 
muss endlich ein Ende ha-
ben!«, fordert er. 

▀ ▀ Mecklenburg-Vor-
pommern: Der Landes-
verband Mecklenburg-
Vorpommern trauert um 
seinen langjährigen ehe-
maligen Landesgeschäfts-
führer Kay Kröger. Er ist 
am 28. Februar im Alter 
von 40 Jahren nach schwe-
rer Krankheit gestorben. 
»Er war ein großer Mensch, 
der unglaublich viel Zeit 
und Kraft in diese Partei in-
vestiert hatte. Eine LINKE 

in Mecklenburg-Vorpom-
mern ohne ihn — das war 
über 17 Jahre lang unvor-
stellbar. Nicht nur in seiner 
Zeit als Landesgeschäfts-
führer dieser Partei war er 
Antriebskraft in unzähli-
gen Wahlkämpfen und zu-
gleich das Hirn unserer 
Kampagnen zu jeder Ta-
ges- und Nachtzeit«, heißt 
es im Nachruf des Landes-
vorstands.

▀ ▀ Brüssel: Die Links-
fraktion GUE/NGL im Euro-
paparlament hat nur noch 
51 Abgeordnete. Hinter-
grund ist eine Vereinba-
rung, die die Parteien der 
spanischen Wahlplattform 
Los Pueblos Deciden vor 
der Wahl 2014 getroffen 
hatten: Der Baske Iosu Ju-
aristi Abaunz von der Par-
tei Euskal Herria Bildu (EH 
Bildu) und die Galizierin 
Ana Miranda von der Partei 
Bloque Nacionalista Galego 
(BNG) sollten sich das bei 
den Europawahlen errunge-
ne Mandat für die laufen-
de EP-Wahlperiode (2014-
2019) teilen. Ursprünglich 
für Ende 2016 vorgesehen, 
wurde der Wechselzeit-
punkt um ein Jahr nach hin-
ten verlegt. Jetzt hat Ana 
Miranda das Mandat am 
1. März 2018 von Iosu Jua-
risti übernommen. Miranda 
war bereits in der vergange-
nen Legislaturperiode Euro-
paabgeordnete, damals bei 
der Fraktion der Grünen/
EFA, der sie sich nun wie-
der anschloss. Damit fällt 
die Mitgliederzahl der EP-
Linksfraktion auf 51, die der 
Grünen steigt auf 52. Die 
beiden tauschen somit die 
Plätze in der Reihenfolge 
nach Fraktionsstärke.
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FILMFESTIVAL

Berlinale: politisches Kino
Ob der Prozess gegen die brasilianische Präsidentin Rousseff, die Geschichte der Volksbühne 
oder die Not von Gefl ohenen — viele Beiträge spiegeln linke Debatten VON KATRIN VOSS

 Frauen ab dem 35. Lebensjahr 
haben es schwer, auf die Lein-
wand zu kommen. Ab 50 sind 

sie in Hauptrollen eine Rarität. Die 
Berlinale, Deutschlands wichtigs-
tes Filmfestival, hat sich in diesem 
Jahr erfreulicherweise gegen diesen 
Trend gestellt. Bei den Filmfestspie-
len im Februar in Berlin waren auf-
fallend viele Filme mit Frauen als 
Protagonistinnen zu sehen. Filme, 
in denen Frauen nicht auf die ver-
einfachte Darstellung einer Mutterfi -
gur oder der komischen Alten redu-
ziert werden, sondern eine spannen-
de Geschichte haben. Mit der hohen 
Anzahl von Beiträgen von Regisseu-
rinnen und vielen Diskussionsrun-
den über Sexismus in der Filmbran-
che setzte die Berlinale ein Zeichen 
zur aktuell geführten Me-Too-Debatte.

Ohnehin ist die Berlinale ein po-
litisches Filmfestival. Viele Beiträ-
ge sind die künstlerische Überset-
zung linker Debatten. Seit 20 Jahren 
gibt es den Panorama Publikums-
preis, bei dem Zuschauerinnen und 
Zuschauer Filme bewerten können. 
Die beste Publikumsbewertung er-
hielt in diesem Jahr der Dokumen-
tarfi lm The Silence of Others. Der 
Film setzt sich mit den Forderungen 
der Opfer des Franco-Regimes in Spa-
nien von 1936 bis zu seinem Tod 1975 
und darüber hinaus auseinander. Das 
1977 erlassene Amnestiegesetz in 
Spanien verhinderte eine Strafver-
folgung der Verantwortlichen und 
vereitelt bis heute eine Aufarbeitung 

der Vergangenheit. Aber genau dafür 
setzen sich Opfer und Hinterbliebene 
ein. Sie müssen gegen massive Wider-
stände vorgehen. Besonders der Fak-
tor Zeit spielt für die meisten Betei-
ligten eine Rolle. Die zeitliche Verzö-
gerung und juristische Verhinderung 
werden zur wichtigsten Strategie auf 
Seiten der Täter.

Mit Partisan, dem zweiten Platz 
der Publikumsbewertung, ist eine 
umfassende Dokumentation der Ge-
schichte der Berliner Volksbühne seit 
1992 gelungen. Der Film ist viel mehr 
als eine Auseinandersetzung mit dem 
ehemaligen Intendanten Frank Cas-
torf. Die Interviews mit den Mitglie-
dern des Ensembles und den Bühnen- 
und Kostümbildnern und die Blicke 
hinter die Kulissen zeichnen ein sehr 
komplexes Bild des Theaters. Der 
Film gewährt Einblicke in die gewal-
tige Kraft des kreativen Theaterpro-
zesses, der von einer einzigartigen 
Identifi kation aller daran Beteiligten 
getragen wurde. Wir werden Zeuge 
einer vergangenen Ära des Theaters 
und bedauern diesen Untergang.

Zeitdokument

Als ebenso großes Schauspiel im Sin-
ne eines Justizdramas lässt sich der 
Film O processo beschreiben, der 
dritte Platz der Publikumsbewertung. 
Der Film begleitet den Prozess gegen 
die ehemalige Präsidentin Brasiliens, 
Dilma Rousseff, und gewährt einen 

tiefen Einblick in die Hintergründe. 
Zuschauende sind bei der Entwick-
lung der Strategien der Anklage und 
der Verteidigung dabei und verfol-
gen wichtige Prozesstage. Vor allem 
demaskiert der Film das als legitim 
deklarierte Verfahren als einen ille-
gitimen Prozess. Er wird damit zu ei-
nem wichtigen Zeitdokument.

Auch politische Spielfi lme zeich-
nete das Publikum aus. Mit Profi le 
begeben wir uns in die digitale Welt, 
in der Frauen aus Europa durch IS-
Kämpfer in Syrien angeworben wer-
den. Eine Journalistin schlüpft in die 
Rolle einer jungen Konvertitin, samt 
Fake-Facebookprofi l und lässt sich 
auf ihr neues Umfeld ein. Es dauert 
nicht lange, bis sich der smarte Islam-
kämpfer bei ihr meldet.

Wie das Segelboot der Protagonis-
tin auf den Wellen des Ozeans beim 
Sturm schaukelt, so aufgewühlt wer-
den auch die Emotionen der Zuschau-
erinnen und Zuschauer im Film Styx. 
Die Notärztin nimmt sich eine Aus-
zeit, um allein in ihrem Segelboot 
die afrikanische Küste entlang zu 
fahren. Sie sucht eine paradiesische 
Insel und stößt mitten im Meer auf 
ein übervolles Flüchtlingsboot. Es 
scheint seit längerem manövrierun-
fähig zu sein. Niemand ist bereit, zu 
helfen. Styx ist ein unglaublich star-
ker Film, getragen durch die heraus-
ragende Darstellung des Charakters 
von Susanne Wolff. Der Film lädt zu 
einer moralischen Auseinanderset-
zung ein, die lange nachwirkt. 

Die »Berliner Volksbühne« 

war ein Stück Ostidentität: 

Szene aus dem Film 

»Partisan«

Foto: 2018 solo:fi lm gmbh/rbb  
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 V
or 25 Jahren wurde 
von ehrbaren Leuten 
die »Berliner Tafel« ge-
gründet. Die freiwil-
ligen Helfer wollten 

nicht zusehen, wie in den Super-
märkten täglich Nahrungsmittel, 
nahe am Verfallsdatum, »entsorgt« 
statt verteilt werden. Die Zahl der 
Bedürftigen steigt ständig. Die Mie-
ten steigen. Die Hartz IV-Gesetze 
würgen. Die Renten waren einge-
froren. Die Frauenlöhne sind ein 
Skandal. Die Migration drückt. Die 
Superreichen sind unersättlich und 
der Staat mästet sie. In Berlin gel-
ten 15 Prozent der Einwohner als 
armutsgefährdet. Das betrifft je-
des vierte Kind, jede zweite Single-
Mutter und jeden zehnten Rentner. 
Doch die Kanzlerin prahlt: »Nie ging 
es uns so gut wie heute!« 
Aber wenn die ehrenamtliche 
Selbsthilfe die Ehre des »Sozial-
staates« retten muss, dann ist das 
erbärmlich im reichsten Land Eu-
ropas. In diesem Haifi schbecken 
machen die Rechts-Populisten ihre 
Beute unter den Ärmsten. Die viel-
farbigen Linken haben viele Chan-
cen für eine Wende dieser unsozi-
alen Politik vertan. Inzwischen gibt 
es bundesweit etwa 2.000 Ausga-
bestellen der Tafel mit 60.000 rüh-
rigen Helfern und anderthalb Mil-
lionen »Stammkunden« in allen 
Großstädten und zunehmend vielen 
Kleinstädten. Aber die Sicherung 
des Existenzminimums ist Auftrag 
der Politik und nicht der Tafeln.

Nun kam es bei der Essener Tafel zu 
einem Zwischenfall. Deren Leitung 
hatte Anfang Januar 2018 beschlos-
sen, ihre Berechtigungsscheine zum 
Empfang der Lebensmittel nur noch 
an Bürger mit deutschem Pass aus-
zugeben. Begründung: Der Anteil von 
Ausländern sei zu hoch geworden. 
Das gäbe Drängeleien in der Warte-
schlange. »Einige Männer haben sich 
rüpelhaft verhalten und zeigen man-
gelnden Respekt gegenüber Frauen. 
Wir wollen, dass auch die deutsche 
Oma zu uns kommt.«
Der Bundesverband der Tafeln kriti-
sierte den Beschluss: »Für Tafeln zählt 
die Bedürftigkeit und nicht die Her-
kunft.« Frau Merkel meinte, dass zei-
ge den Druck, aber »man sollte bes-
sere Lösungen fi nden als solche Ka-
tegorisierung.« Der CSU-Häuptling im 
Bundestag, Dobrindt, fand jedoch den 
Essener Beschluss richtig, »damit es 
nicht zu einer Verdrängung an der Ta-
fel kommt.« Manche Essener fühlten 
sich aber an das III. Reich erinnert, als 
an Parkbänken und Ladentüren stand 
»Nicht für Juden!«. Aber der Hau-
drauf-Held von SAT 1 und Pro 7, Claus 
Strunz, fragte empört, ob denn Frau 
Merkel ihren Amtseid vergessen habe, 

Hinter 
dem 

Tellerrand

JENS JANSEN

FEUILLETON

wo sie als deutsche Kanzlerin im 
deutschen Parlament geschworen 
habe, dem deutschen Volk zu die-
nen. Nun erweise sich »Mutti Mer-
kel« aber als »ungerechte Stiefmut-
ter für die Deutschen und als güti-
ge Mammi für die Flüchtlinge.« 
Das klang, als wollte der Mann Eh-
renpräsident bei der AfD werden. 
Aber das brachte ihm umgehend 
im Internet 70.000 Zustimmun-
gen ein. Da sage noch jemand, der 
Nazigeist sei 1945 verfl ogen. Die 
Brände in Mölln und Marzahn ha-
ben zum Himmel gestunken. Die 
Fackeln der Reichsbürger und Pe-
gida-Mitläufer riechen genauso. 
Der Bundesinnenminister muss-
te feststellen, dass es 2017 insge-
samt 2.219 Angriffe auf Flüchtlinge 
und deren Unterkünfte in Deutsch-
land gab. Das sind sechs Fälle Tag 
für Tag! Aber das nährt die schwe-
lende rassistische Stimmungsma-
che, die inzwischen »salonfähig«, 
ja sogar parlamentsfähig geworden 
ist. Und das in einer Welt, in der es 
222 bewaffnete Konfl ikte und 20 
regionale Kriege gibt. Die Brandbe-
schleuniger sind die Bedrohungs-
ängste, der Rassenhass, eine re-
ligiöse Mission oder die histori-
sche Vergeltung. Die Global-Play-
er wärmen sich die Hände an den 
verdoppelten Rüstungsetats. Und 
Deutschland ist immer mitten drin. 
Wer nicht zur Tafel muss, sondern 
zum Business-Dinner geht, sollte 
öfter über den Tellerrand hinaus-
schauen!

Illustration: Ale Sund
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GESCHICHTE

Auf dem Gipfel des Berges
Vor fünfzig Jahren, am 4. April 1968, wurde der schwarze US-Bürgerrechtler Martin Luther 
King in Memphis im US-Bundesstaat Tennessee ermordet VON RONALD FRIEDMANN

 Am 2. Juli 1964, beinahe einhun-
dert Jahre nach der offi ziellen 
Aufhebung der Sklaverei in 

den USA, unterzeichnete der dama-
lige US-Präsident Lyndon B. Johnson 
den Civil Rights Act. Das Bundesge-
setz mit Verfassungsrang verbot dis-
kriminierende Lese- und Schreibtests 
vor Wahlen für schwarze US-Ameri-
kaner ebenso wie die Rassentren-
nung in öffentlichen Einrichtungen. 
Das US-Justizministerium wurde mit 
allen erforderlichen Vollmachten aus-
gestattet, dieses Gesetz notfalls auch 
gegen den Willen einzelner Bundes-
staaten durchzusetzen. Zu den Eh-
rengästen der feierlichen Zeremonie 
im East Room des Weißen Hauses ge-
hörte Martin Luther King, ein Baptis-
tenprediger aus Atlanta im US-Bun-
desstaat Georgia, der zu dieser Zeit 
bereits der unbestrittene Führer der 
US-amerikanischen Bürgerrechtsbe-
wegung war.

Martin Luther King wurde am 
15. Januar 1929 in der Familie eines 
Baptistenpredigers und Bürgerrecht-
lers geboren. Wie sein Vater schlug 
er nach dem Studium zunächst eine 
kirchliche Laufbahn ein, und wie sein 
Vater wurde er zu einem engagierten 
Verteidiger der Bürgerrechte, insbe-
sondere schwarzer Menschen. Wäh-
rend seines Studiums hatte sich King 
nicht nur mit den Schriften von Pla-
to, John Locke, Jean-Jacques Rousseau 
und Aristoteles befasst, sondern auch 
die Werke von Karl Marx studiert. Be-
sonders eng fühlte er sich dem Wir-
ken des großen indischen Patrioten 
Mahatma Gandhi verbunden, dessen 
Verbindung von konsequent gewalt-
losem Widerstand und Sorge für den 
Nächsten für ihn selbst zur Maxime 
seines Lebens wurde. 

Seinen Platz fand King, als er ge-
meinsam mit Rosa Parks im Verlaufe 
des Jahres 1956 den Busboykott von 
Montgomery organisierte: Die damals 
42 Jahre alte Rosa Parks hatte sich ge-
weigert, in einem städtischen Bus ih-
ren Sitzplatz für einen Weißen frei-
zumachen. Sie wurde festgenommen 

und vor Gericht gestellt. Ein Jahr lang 
verweigerte die schwarze Bevölke-
rung Montgomerys daraufhin die Be-
nutzung der Busse – man ging zu Fuß, 
benutzte das Rad oder bildete Fahrge-
meinschaften. Am 13. November 1956 
erklärte der Oberste Gerichtshof der 
USA die Rassentrennung in den öf-
fentlichen Verkehrsmitteln von Mont-
gomery für verfassungswidrig. 

Zwischen 1957 und 1968 hielt King 
mehr als 2.500 öffentliche Reden, die 
von mehr als sechs Millionen Men-
schen gehört wurden. Er klagte nicht 
nur die bestehenden Verhältnisse an. 
Er forderte immer wieder zu Aktio-
nen des – unbedingt gewaltfreien – 
zivilen Ungehorsams auf und stellte 
sich immer wieder selbst an die Spit-
ze solcher Aktionen. 

Am 28. August 1963 hielt Martin 
Luther King auf einer Kundgebung 
vor dem Lincoln Memorial in Wa-
shington, dem Höhepunkt des »Mar-
sches nach Washington für Arbeit 

und Freiheit«, vor mehr als 250.000 
Menschen, unter ihnen etwa 60.000 
Weiße, die berühmteste Rede seines 
Lebens: »I have a dream« – »Ich habe 
einen Traum«. Keine andere Rede des 
20. Jahrhunderts hatte eine solche Be-
deutung für die Entwicklungen ihrer 
Zeit. 

1964 erhielt King im Alter von ge-
rade 35 Jahren den Friedensnobel-
preis. In der Begründung des Nobel-
preiskomitees in Oslo hieß es, King 
sei der »erste Mensch in der westli-
chen Welt, der uns zeigte, dass ein 
Kampf auch ohne Gewalt geführt 
werden kann. Er war der erste, der in 
seinem Kampf die Botschaft von der 
brüderlichen Liebe Wirklichkeit wer-
den ließ.«

Sehr früh rief das Wirken Martin 
Luther Kings das FBI, die US-ameri-
kanische Bundespolizei, auf den Plan. 
Über Jahre hinweg wurde King rund 
um die Uhr überwacht. Seine Post 
wurde gelesen, seine Telefongesprä-
che wurden abgehört. Immer wieder 
entsandte das FBI Provokateure, um 
den gewaltfreien Protest durch Akte 
der Gewalt zu diskreditieren. 

Das FBI war auch zugegen, als Mar-
tin Luther King am 4. April 1968 auf 
dem Balkon seines Hotels in Mem-
phis mit einem einzigen Schuss ge-
tötet wurde. Der von der Polizei prä-
sentierte Schütze war ein Kleinkrimi-
neller, der bis zu diesem Tag kein Ge-
waltverbrechen begangen hatte, so 
dass sofort Zweifel an seiner Allein-
täterschaft auftauchten. Tatsächlich 
urteilte ein Gericht in Memphis im 
Jahre 1999, dass King das Opfer einer 
Verschwörung unter Beteiligung von 
US-Regierungsbehörden war. Doch 
dieses Urteil blieb ohne Folgen.

Martin Luther King hatte stets in 
dem Bewusstsein gelebt, dass sein Le-
ben in ständiger Gefahr war. Doch er 
habe keine Angst vor dem Tod, hat-
te er nur Stunden vor dem Mordan-
schlag erklärt. Denn er habe durch 
die Gnade Gottes bereits auf dem Gip-
fel des Berges gestanden und das Ge-
lobte Land gesehen. 

Gedenkstein für Martin Luther King vor 

dem Lincoln Memorial in Washington. 

Hier hielt er seine berühmte Rede: 

»I have a dream« Foto: Thomas Herbell
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▀ The Florida Project
Her mit dem schönen Leben, und 
zwar jetzt, schallt es vom Super-
markt-Parkplatz. Die sechsjährige 
Moonee hat eine sehr laute Stim-
me, wie sie da mit ihren Freundin-
nen und Freunden à la »Die kleinen 
Strolche« über das zugepfl asterte 
Areal tobt. 
Sie gehören zu jenen Entwurzelten, 
die am Stadtrand oder in Gewerbe-
gebieten in Pensionen hausen. Für 
die Miete verticken Moonee und ih-
re bedröhnte Mutter Halley, gera-
de mal 22, Billigparfüm. Gute Ge-
schäftsideen sehen anders aus. 
Gute Verkäuferinnen auch. 
Regisseur Sean Baker leuchtet den 
»White Trash«, das verlorene weiße 
Subproletariat, im »Florida Project« 
plastiktütenfarben aus. Die weni-
gen Klamotten, die es in der Hitze 
braucht, sind knallig, wie auch die 

missratenen Tattoos. Schule, Ausbil-
dung, Studium, geregelte Arbeit – al-
les kein Thema. Alltag im »Magic Cast-
le Motel«, nur ein paar Meter von Dis-
neyworld entfernt. 
Allem Unbill zum Trotz schlagen sich 
die große wie die kleine Protagonis-
tin beachtlich. Moonee und Halley 
sind Punks, die Meinung anderer Leu-
te geht ins Ohr der einen rein und zu 
dem der anderen wieder raus. 
Die beiden sind Meisterinnen des ra-
biaten Nachbarschaftsstreits, sie ha-
ben eine richtig große Klappe, sie le-
ben vom Klauen, von der Energie ihrer 
Aggressionen, von Rückschlägen. All-
tag im Hinterhof von Disneyland. 
Bei allen Härten, die dieses Durchein-
ander enthält: Der Film ist auch ein 
hoffnungsfrohes Panorama, das von 
der überbordenden Energie seiner 
Darstellerinnen lebt.
> Kinostart: 15. März 2018

Kämpfe

 JÜRGEN KIONTKE

NEU IM KINO

▀ Der Tod Stalins
»Death of Stalin« von Armando Ian-
nucci dürfte einer der umstrittens-
ten Filme des Jahres sein. Der Ko-
mödienregisseur — und mit ihm ein 
Produzententeam, das Filme wie 
»Ziemlich beste Freunde« verant-
wortet — rückt in dieser britisch-
französischen Produktion den Er-
eignissen rund um den Tod des 
Staatschefs der Sowjetunion im 
Jahr 1953 mit einer Menge fl auer 
Witze auf die Pelle. 
Ein satirisch überzeichneter Par-
teisekretär Nikita Chruschtschow 
macht sich ebenso Hoffnung auf 
das Amt wie der brutale Geheim-
dienstchef Lawrenti Berija. Ein 
Kampf auf Leben und Tod beginnt. 
Viele Menschen werden im Ge-
fängnis landen oder beim Erschie-
ßungskommando. 
Diese Ereignisse wären ein sehr 
guter Stoff für einen guten Film ge-
wesen; gern mit Rückblick auf den 
Zweiten Weltkrieg und die Wahr-
nehmung der Blockkonfrontation 
aus Sicht der Sowjetunion. Eine 
große Chance wurde vertan.
»Death of Stalin« ist ein bunter, ein 
opulenter Film, aber wegen seiner 
Albernheiten nur schwer erträg-
lich. In Russland wurde die Lizenz 
zur Aufführung kurzerhand entzo-
gen. Der Film verbreite Extremis-
mus. Das dürfte dann auch wieder 
zu viel der Ehre sein. Fazit: Der kal-
te Krieg ist nicht zu Ende.
> Kinostart: 29. März 2018

Das verlorene Subproletariat in 

Plastiktütenfarben 

Foto: IMDb



30 DISPUT April 2018

REVOLUTIONS-
ROMANTIK 
TRIFFT AUF 

WIRKLICHKEIT

GELESEN VON

INGRID FEIX

KULTUR

 Der Berliner Autor, Journalist und taz-Redakteur 
Uwe Rada hat sich in seinen bisherigen publi-
zistischen Arbeiten und Büchern mit der nicht 

nur geografi schen Schnittstelle zwischen Ost und 
West beschäftigt. Mit einer schier unbändigen Neu-
gier auf Lebensgeschichten und ihren Bezug auf ge-
sellschaftliche Ereignisse hat sich der Westberliner 
immer wieder auch mit Polen beschäftigt. So wie in 
dem vorliegenden Debütroman.
Es ist das Jahr 1988. Noch am 1. Mai marschierte Jan 
mit seinen Kreuzberger WG-Kameraden im schwar-
zen Block gegen den Kapitalismus. Im Juni lernte er 
die Polin Wiola kennen, die als Doktorandin an der 
Westberliner FU zum polnischen Nationaldichter 
Adam Mickiewicz arbeitete, ein Dichter, der »die pol-
nische Seele« wie kaum ein anderer verkörpert. Ge-
meinsam erkunden sie das Diesseits und Jenseits 
der Mauer und diskutieren über das Mögliche und 
Unmögliche dieser Zeit und ihrer Gemeinsamkeit. Er, 
der Revolutionsromantiker, sie die exzentrische Un-
nahbare. Gemeinsam fahren sie nach Krakau, in Wio-
las Geburtsstadt. Durch sie lernt Jan ein Polen ken-
nen, ein Nachbarland, von dem nicht nur in Kreuz-
berg kaum Notiz genommen wurde. Im polnischen 
Krakau holt ihn auch die deutsche, die eigene Fami-
liengeschichte ein. Etwas erstaunt entdeckt er Ge-
meinsamkeiten, als er sich in der Stahlarbeiterstadt 
Nowa Huta den Demonstrierenden anschließt – dies-
mal nicht gegen den Kapitalismus, sondern gegen 
den sozialistischen Staat. Das war im November, da 
gingen Jan und Wiola schon wieder getrennte Wege.
»1988« ist ein großartiger und ungewöhnlicher Lie-
besroman. E r liefert ein genaues und feinfühliges 
Zeitbild, das manche Erklärung für den Fortgang der 
Geschichte liefert, in der zwar die Mauer fällt, aber 
keine heile Welt entsteht.

Uwe Rada
1988

Roman
edition.fotoTapeta
256 Seiten, 18,50 Euro

LESEECKE

Die Leseecke im Potsda-
mer Lothar Bisky-Haus ist 
eine bekannte und gut ein-
geführte Adresse, wenn es 
um Lesungen von bekann-
ten und weniger bekann-
ten Schriftstellerinnen und 
Schriftstellern, nicht nur 
aus Brandenburg, geht. 
Das Programm ist dicht ge-
packt. Hier eine Auswahl 
für die nächsten Wochen: 
Lieselotte Maria Schat-
tenberger (»Tochter des 
Schmieds«) am 7. April, 
Bernd Brückner (»An Hone-
ckers Seite: Der Leibwäch-
ter des Ersten Mannes«) 
am 26. Mai und Manuela 
Kuhlbrodt (»Todsicher. Die 
Spur des Rübchens?«) am 
9. Juni. Die Lesungen be-
ginnen immer um 15.00 
Uhr, der Eintritt ist frei.
Lothar-Bisky-Haus, 14469 
Potsdam, Alleestraße 3

SORBISCH

Der Schutz der sorbischen 
Sprache und Kultur bleibt 
Thema: In Brandenburg soll 
es künftig in allen Land-
kreisen und der kreisfreien 
Stadt Cottbus/Chóśebuz je 
einen kommunalen haupt-
amtlichen Sorben-Beauf-
tragten geben, den das 
Land fi nanziert. Dies sieht 
ein Gesetzesentwurf vor, 
den die Regierungsfrakti-
onen SPD und LINKE Ende 
Februar vorgestellt haben. 
Diesem Beispiel sollte auch 
Sachsen folgen, fordert 
der sorbische Abgeordnete 
und Sprecher für nationa-
le Minderheiten der Frak-

tion DIE LINKE im Sächsi-
schen Landtag, Heiko Ko-
sel: »Während in Sachsen 
der hiesige Bericht zur La-
ge des sorbischen Volkes 
noch nicht einmal im Ple-
num behandelt und disku-
tiert wurde, zeigt die rot-
rote Landesregierung Bran-
denburgs, wie es besser 
gehen kann.«

MUSIKFESTIVAL

Die Landesregierung Sach-
sen-Anhalt will das Musik-
festival »IMPULS für Neue 
Musik« noch in diesem Jahr 
sterben lassen. Im Haus-
haltsjahr 2018 soll dem 
Musikfestival mindestens 
ein Drittel der im Landes-
haushalt geplanten Mittel 
gestrichen werden. Das will 
die Fraktion DIE LINKE im 
Magdeburger Landtag ver-
hindern. »Das Festival ›IM-
PULS‹«, so der kulturpoliti-
sche Sprecher der Frakti-
on Stefan Gebhardt, »för-
dert Nachwuchsmusiker, 
Dirigenten, Komponisten 
und Solisten in besonde-
rer Form und eröffnet dem 
Musikland Sachsen-Anhalt 
neben der beeindrucken-
den Musiktradition eine zu-
kunftsweisende Perspekti-
ve.« Geldmangel könne der 
Entscheidung der Regie-
rung nicht zu Grunde lie-
gen. Der Doppelhaushalt 
2017/18 sieht keine Kür-
zungen im Bereich der All-
gemeinen Musikförderung 
vor. Auch der deutliche Zu-
wachs der Besucherzahlen 
seit Beginn des Festivals 
im Jahr 2008 spräche für 
die Fortführung dieses er-
folgreichen Formates.
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 E
s war so erwartbar. Die 
Bundesregierung schlug als 
Antwort auf Luftverschmut-
zung vor, in einigen 
ausgewählten Städten 

testweise Busse und Bahnen gratis 
fahren zu lassen. Leider wurde der 
Vorschlag zurückgezogen. Doch an 
welche Städte hatten Barbara 
Hendricks (SPD), Christian Schmidt 
(CSU) und Peter Altmaier (CDU) 
gedacht? Ausschließlich an fünf 
Städte im Westen. Das ist einseitig 
– und es gibt keinen sachlichen 
Grund, nicht auch in einer ostdeut-
schen Stadt oder vielleicht sogar im 
ländlichen Raum den ticketlosen 
öffentlichen Personennahverkehr zu 
erproben.
Doch das »Vergessen« des Ostens hat 
System. Das zeigt sich auch im vor-
liegenden Koalitionsvertrag von CDU, 
CSU und SPD für den Bund. Über die 
Gründe für das »Vergessen« will ich 
nicht spekulieren, aber es ist so: Nied-
rigere Löhne, schlechtere Renten, 
mehr Armut, weniger Industrie und 
Forschung, weniger Standorte von 
Bundesbehörden oder das Verdrän-
gen der Lebensleistungen der Men-
schen. Damit muss Schluss sein! 28 
Jahre nach der Vereinigung kann es 
nicht angehen, dass die sozialen und 
infrastrukturellen Unterschiede noch 
immer entlang der früheren innerdeut-
schen Grenze verlaufen.
Klar ist natürlich, dass es auch im 
Westen katastrophale Folgen von De-
industrialisierung, sozialer Spaltung 
und falscher Infrastruktur-, Indu strie-,   
Arbeits-, Renten- und Sozialpolitik 
gibt. Auch dort zieht sich der Staat 
aus dem ländlichen Raum zurück. Ärz-
te, Pfl ege oder die Versorgung mit 
den Bedürfnissen des Alltags wer-
den schwieriger erreichbar. Ordentli-
ches Internet, gute Busanbindungen 
oder kurze Wege zur Verwaltung sind 
auch in vielen westdeutschen Regio-
nen viel zu oft nur ein Wunschtraum. 
Soziale Spaltung und Ausbeutung gibt 
es im Kapitalismus natürlich überall, 
das ist keine Frage von Ost und West. 
Die Folgen des Kaputtsparens der 
Kommunen und die Investitionsbrem-
se (»Schuldenbremse«) wirken in Ost 
und West gleichermaßen negativ. Un-
ser Ziel muss sein, bundesweit gleich-

wertige Lebensverhältnisse zwischen 
Stadt und ländlichem Raum, zwischen 
verschiedenen Regionen herzustel-
len. Aber es gibt nun einmal darüber 
hinaus auch spezifi sche Faktoren und 
Regelungen, die die ostdeutschen 
Bundesländer und die Menschen hier 
seit bald 30 Jahren benachteiligen.
Die PDS war nach 1990 die Stimme 
der Menschen im Osten. Symbolhaft 
stehen dafür zum Beispiel die Teilnah-
me von Gregor Gysi, Bodo Ramelow 
und anderen Genossinnen und Genos-
sen an der Besetzung des Kali-Werks 
im nordthüringischen Bischofferode 
gegen den Kahlschlag der »Treuhand«. 
Der massenhafte Widerstand ist heu-
te fast vergessen. Und doch prägen 
die realen Folgen der Politik unter Hel-
mut Kohl bis heute ganze Regionen 
und Biographien über Generationen.
DIE LINKE aus den fünf ostdeutschen 
Ländern hat am 17. Februar am Ran-
de der Konferenz der Fraktionsvorsit-
zenden ihren »Aktionsplan Ost« vor-
gestellt. Das Ziel: Ein Zukunftsprojekt 
für ein modernes Ostdeutschland, 
konkrete Vorhaben für soziale Ge-
rechtigkeit, bessere Lebensverhältnis-
se und mehr Mitbestimmung und De-
mokratie. Der Plan ist ein schlüssiger 
Vorschlag, um die Benachteiligung der 
Menschen in den neuen Bundeslän-
dern zu beenden und den Weg in ei-
ne moderne und soziale Gesellschaft 
einzuschlagen. Insbesondere in den 
Ländern mit linker Regierungsbetei-
ligung (Berlin, Brandenburg, Thürin-
gen) werden wir Möglichkeiten für ein 
Zukunftsprojekt Ostdeutschland auf-
zeigen. Die große Koalition im Bund 
hat auf die spezifi schen ostdeutschen 
Probleme keine Antwort. Wir müssen 
und wollen konkrete und glaubwürdi-
ge Angebote machen für zentrale The-
men wie Arbeit, Rente, Regional- und 
Strukturpolitik, Demokratie und sozi-
ale Sicherheit: Wir brauchen eine So-
zialstaatsgarantie und eine Renais-
sance der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in 
der niemand zurück gelassen wird.
Den Aktionsplan gibt es unter: 
www.die-linke-thl.de 

Susanne Hennig-Wellsow ist 
Vorsitzende der Linkspartei und der 
Linksfraktion in Thüringen

APRILKOLUMNE

Foto: DIE LINKE

»Zukunftsprojekt 
Ostdeutschland«

SUSANNE HENNIG-
WELLSOW
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